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Tagesordnungspunkt 1a 
 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der In-
nenentwicklung in den Städten und Gemeinden 
und weiteren Fortentwicklung des Städtebau-
rechts 
 
BT-Drucksache 17/11468 
BauGB-Novelle 2012 
 
 
Tagesordnungspunkt 1b 
 
Antrag der Abgeordneten Bettina Herlitzius, 
Daniela Wagner, Friedrich Ostendorff, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
 
Baugesetzbuch wirklich novellieren 
 
BT-Drucksache 17/10846 
 
Vorsitzender: Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Gäste, liebe Kolleginnen und Kollegen und 
liebe eingeladene Sachverständige. Auch wenn 
viele Abgeordnete noch nicht da sind – weil die 
Länge des Weges hierher manchmal unter-
schätzt wird – würde ich trotzdem sagen, wir 
beginnen. 
 
Ich möchte Sie zu unserer öffentlichen Anhörung 
zum Baugesetzbuch recht herzlich begrüßen. 
Bis auf wenige Ausnahmen haben die Sachver-
ständigen schriftliche Stellungnahmen einge-
reicht. Zum Zeitrahmen: Wir haben bis 11.45 Uhr 
Zeit und müssen dann – das gilt insbesondere für 
die Abgeordneten – sehr pünktlich schließen, 
denn um 12.00 Uhr findet dann im Plenum eine 
Gedenkstunde für die Opfer des Holocaust statt. 
Zum Sitzungsablauf: Wir haben heute einen 
etwas anderen Ablauf als der eine oder andere 
von Anhörungen kennt. Mit den Obleuten wurde 
vereinbart, ausnahmsweise auszuprobieren – da 
beim Baugesetzbuch sehr viele Frage erwartet 
werden –, dass wir sofort mit den Fragen be-
ginnen. Das heißt, als erster hat der Vertreter der 
CDU/CSU-Fraktion das Wort, Herr Götz. Aber 
sonst halten wir an dem üblichen Procedere fest, 
nämlich maximal zwei Fragen an maximal zwei 
Sachverständige. Und die Sachverständigen 
antworten dann bitte kurz, knapp, klar und ver-
ständlich, in maximal drei Minuten. Wir haben die 
Erfahrung gemacht, dass kurze, knappe Ant-
worten, wenn sie klar vorgetragen sind, einen 
höheren Informationsgehalt haben als lange 
Ausführungen.  
 

Ich begrüße als Sachverständige Herrn Dr. 
Helmut Born vom Deutschen Bauernverband 
(DBV), Frau Nicola Krettek vom Naturschutz-
bund Deutschland (NABU), Herrn Hilmar von 
Lojewski für die Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände (BVkom), Herrn Dr. 
Andreas Mattner vom Zentralen Immobilien 
Ausschuss (ZIA), Herrn Dr. Wolf-Christian 
Strauss vom Deutschen Institut für Urbanistik 
(Difu), Herrn Christfried Tschepe von der Bun-
desarchitektenkammer (BAK), Herrn Prof. Jörn 
Walter von der Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt aus Hamburg sowie Herrn Dr. Kai H. 
Warnecke vom Zentralverband der Deutschen 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer (Haus 
& Grund). Seien Sie uns herzlich Willkommen!  
 
Ich habe eine Bitte an die Abgeordneten: Da 
keine Statements der Sachverständigen vorge-
sehen sind, achten Sie darauf, dass alle Sach-
verständigen befragt werden. Wir haben insge-
samt bis 11.45 Uhr Zeit. Es wäre sicher nicht das 
Höflichste, wenn wir Sachverständige einladen, 
denen dann keine einzige Frage gestellt wird. 
Damit eröffne ich unsere Anhörung und der 
Kollege Götz hat das Wort. 
 
Abg. Peter Götz (CDU/CSU): Zunächst aus der 
Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine 
herzliches Dankeschön an die Sachverständigen 
dafür, dass sie sich mit dieser – zum Teil auch 
nicht ganz einfachen – Thematik des Bauge-
setzbuches intensiv auseinandergesetzt haben 
und schriftliche Stellungnahmen eingereicht 
haben. Ich will auch gar keine weitere Vor-
kommentierung zum Inhalt des Gesetzes geben, 
sondern will – so wie wir es verabredet haben – 
mich auf meine zwei Fragen konzentrieren, aber 
an zwei verschiedene Sachverständige, wenn 
Sie dies akzeptieren.  
 
Ich würde gerne zwei Konfliktpunkte, die sich in 
dem Gesetzesvorschlag herauskristallisiert ha-
ben, ansprechen. Zum einen geht es um den 
Außenbereich § 35 Baugesetzbuch (BauGB) – 
Intensivtierhaltung. Zum zweiten geht es um das 
Thema mit dem Oberbegriff „Schrottimmobilien“ 
– § 179 BauGB. Bei den „Schrottimmobilien“ 
würde mich zum Beispiel von Haus & Grund 
interessieren, wo man ja mit dieser Thematik 
intensiv beschäftigt ist, Herr Dr. Warnecke, wie 
aus Ihrer Sicht mit diesen „Schrottimmobilien“ 
umzugehen ist – vor allen Dingen auch vor dem 
Hintergrund der Vorschläge, die auch im Bun-
desrat eingebracht wurden –, inwieweit Sie hier 
Möglichkeiten sehen, einen Weg, eine Lösung zu 
finden, um auf der einen Seite den berechtigten 
städtebaulichen Anliegen der Städte und Ge-
meinden Rechnung zu tragen, aber auch den 
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berechtigten Anliegen der Grundeigentümer, die 
davon unmittelbar tangiert sind. 
 
Herr Vorsitzender, Sie gestatten, dass ich meine 
zweite Frage an den Bauernverband zum Thema 
„Außenbereich“ gleich anfüge. Wir haben in den 
letzten Jahren eine sehr große Konzentration 
von Tierhaltungen – nicht überall in Deutschland, 
aber in bestimmten Regionen – erfahren, die mit 
Akzeptanzproblemen in der Bevölkerung ein-
hergehen. Wir haben dann auch immer wieder 
festgestellt, dass sich die Genehmigungsbe-
hörden bei der Privilegierung auf diesem Gebiet 
zum Teil nicht leichttun. Das heißt, wir sehen da 
Handlungsbedarf. Ich weiß, dass der Bauern-
verband Probleme mit einer Beschränkung der 
Privilegierung der Landwirtschaft hat. Insofern 
würde mich interessieren, Herr Dr. Born, wie Sie 
mit diesen Konflikten umgehen oder was Sie aus 
Ihrer Sicht vorschlagen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Götz! Herr 
Dr. Warnecke, Sie haben das Wort! 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Guten Morgen! Vielen Dank, Herr Hofreiter, 
vielen Dank, Herr Götz. Das Problem „Schrott-
immobilien“ ist in der Tat ein Problem, das zu-
nehmend in vielen Gemeinden Deutschlands zu 
einer Herausforderung wird. Die privaten Ei-
gentümer sind in zweierlei Hinsicht von diesem 
Problem betroffen. Es gibt zum einen die Ei-
gentümer, die eine Schrottimmobilie haben. Für 
die ist jeder Gedanke an einen Abriss natürlich 
eine Herausforderung; insbesondere dann, 
wenn sie aufgrund der Rahmenbedingungen des 
demographischen Wandels finanziell nicht in der 
Lage sind, ihre Immobilie instandzuhalten. Auf 
der anderen Seite ist es natürlich so, dass es 
immer eine Vielzahl von Eigentümern gibt, die in 
dem Quartier, in der Straße negativ von einer 
Schrottimmobilie beeinträchtigt sind und die 
zurecht darauf hinweisen – das sehen wir als 
Verband auch so –, dass nichts geschieht. Denn 
eine einzelne Schrottimmobilie kann auf die 
Dauer nicht nur eine Straße, sondern ein ganzes 
Quartier negativ beeinträchtigen und damit 
langfristig zu einer negativen Entwicklung in den 
Quartieren führen. Insofern ist das Ganze für uns 
ein heikles Thema. Der Status Quo, die Mög-
lichkeit, dass die Gemeinde auf eigene Kosten 
eine Schrottimmobilie beseitigen kann, ist si-
cherlich erst mal ein vernünftiger und guter An-
satz, führt aber dazu, das sehen wir auch, dass 
gerade dort, wo es „Schrottimmobilien“ gibt, 
natürlich das Geld bei den Kommunen auch nicht 
im Übermaß vorhanden ist, sodass das Instru-
ment nicht voll und ganz genutzt wird. Insofern ist 
der Vorschlag der Bundesregierung, des Bun-
destages, die Möglichkeit, mit den „Schrottim-
mobilien“ im Sinne des § 179 BauGB umzuge-

hen, auch auf den ungeplanten Bereich zu er-
weitern, gut und richtig. Denn es ist ein Instru-
ment, das man nutzen sollte und das auch 
ausgeweitet genutzt werden sollte. Im Hinblick 
auf den Vorschlag aus dem Bundesrat, den Sie 
ansprachen, Herr Götz, sehen wir allerdings 
ganz erhebliche Probleme, konkret verfas-
sungsrechtliche Probleme. Der Vorschlag, so 
wie er jetzt vorliegt, verstößt aus unserer Sicht 
gegen die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG. 
Wir knüpfen da an den Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts aus dem Februar 2000 an. 
Hier ist im Prinzip eine entsprechende Regelung 
vom Bundesverfassungsgericht für Fälle der 
Altsanierungslasten für verfassungswidrig erklärt 
worden. Das liegt schlicht und ergreifend daran, 
dass es in den Fällen, wo wesentliche Vermö-
gensteile des Eigentümers eben gerade aus 
diesem Grundstück bestehen, letztlich zu einer 
Enteignung führt. Deswegen ist dieser Vorschlag 
aus unserer Sicht problematisch bzw. eben 
verfassungswidrig. Ein Kompromissvorschlag 
könnte da vielleicht der richtige Weg sein, so-
dass das Instrument selbst, was wir ja für not-
wendig halten, der § 179, in der Zukunft mehr 
angewandt werden kann. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Born! 
 
Dr. Helmut Born (DBV e.V.): Wir haben tat-
sächlich in der Tierhaltung ein Akzeptanzprob-
lem in der Gesellschaft, so wie wir heute die 
Nutztierhaltung betreiben. Das ist nicht nur hin-
sichtlich der Konzentrationsgebiete im Nord-
westen Deutschlands ein Thema, sondern bei-
spielsweise auch hinsichtlich der Frage, welche 
Bestandsgrößen in der Landwirtschaft gehalten 
werden. Die Landwirte ihrerseits haben jetzt 
nicht nur, ich sage mal, einen Blickwinkel aus der 
Tierschutzsicht, sondern auch aus der Ein-
kommenssicht. Wenn heute jemand in der 
Landwirtschaft bei uns 3.000 Schweine im Jahr 
mästet, dann hat er ein Einkommen von 30.000 
bis 40.000 Euro, weil einfach die offenen Märkte 
Anpassungen hervorrufen, die wir erläutern 
müssen. Das ist eine Frage der Transparenz, 
auch des Tierschutzes, der Tierschutzgesetz-
gebung, des Umweltrechtes, aber wir meinen, 
weniger ein Thema des Baurechtes. Dass da für 
die Landwirtschaft ein Erklärungsproblem be-
steht, dass wir Notwendigkeiten sehen, Stallan-
lagen anzupassen, tierschutzgerechter zu ma-
chen, ist ein anderes Thema. Wo wir Sorge 
haben, Herr Götz, ist, dass aus der speziellen 
Situation im Westen Niedersachsens und 
Nordrhein-Westfalens heraus das gesamte 
Baurecht geändert wird. Wir sehen durchaus, 
dass in diesen Konzentrationsgebieten heute 
Kommunen Klage führen, die noch in den letzten 
20 Jahren sehr engagiert für die Ansiedlung von 
nicht nur den Tierhaltungsbetrieben, sondern der 
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gesamten Produktionskette waren. Dahinter 
steht ja eine sehr erstaunliche wirtschaftliche 
Entwicklung im Nordwesten Deutschlands. Ge-
rade die viehdichten Gebiete sind prosperie-
rende Regionen, was den Arbeitsmarkt angeht, 
was die konjunkturelle Situation und die Ar-
beitsplatzsituation angeht. Was kann man ma-
chen? Nach unserer Auffassung haben die 
Kommunen auch bisher schon im Planungsrecht 
die Möglichkeit, Fehlentwicklungen, zu hohe 
Konzentrationen – darf ich es einfach sagen? – 
wegzuplanen, das Planungsrecht zu nutzen, um 
auch im Außenbereich Konzentrationsgebiete, 
Vorranggebiete auszuweisen oder sich steuernd 
in diese Entwicklung hineinzubegeben. Das ist 
das eine. Wir sehen da nicht die Notwendigkeit, 
dass der § 35 Absatz 1 Nr. 4 an der Stelle an-
gepasst werden muss. Ich will ein Zweites hin-
zufügen. Hätten Nordrhein-Westfalen und Nie-
dersachsen das bestehende Umweltrecht, ein-
schließlich der Umweltverträglichkeitsprüfung, 
das Düngerecht, einschließlich einer jetzt novel-
lierten Düngeverordnung, konsequent ange-
wandt, um das, was wir im Bauernverband wol-
len, nämlich eine flächengebundene Tierhaltung, 
über die umweltrechtliche Seite zu erzwingen, 
hätten wir dieses Thema nicht. Also unser Ap-
pell, gerade auch an dieses Gremium, ist, sich 
jetzt nicht im Baurecht etwas vorzunehmen, was 
eigentlich in anderen Rechtsgebieten gelöst 
werden muss. Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Kol-
lege Hacker! 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker (SPD): Guten 
Morgen! Auch meinerseits an die Sachverstän-
digen Dank, dass Sie unserer Einladung gefolgt 
sind. Wir werden hier heute einen ganzen Ka-
talog von unterschiedlichen Themen aus der 
Baurechtsnovelle ansprechen. Ich hoffe, dass 
wir dann nach der Anhörung in der Bericht- 
erstatterrunde ein Stück weiter kommen, um all 
den Expertenrat hier einfließen lassen zu kön-
nen. Ich richte auch an der Stelle nochmal die 
Bitte an die Bundesregierung, uns zu den von 
den Berichterstattern aufgeworfenen Fragen 
Antworten zu geben, weil wir erst dann, wenn wir 
die Antworten von der Bundesregierung haben, 
auch in die nächste Runde der Berichterstatter 
eintreten können.  
 
Zu den beiden Fragen an Prof. Walter: Ein 
Themenkomplex ist die vorgesehene Regelung 
für die Kinderbetreuungseinrichtungen in reinen 
Wohngebieten, ein Ärgernis aus den letzten 
Jahren. Wir wollen im Baurecht jetzt auch 
Rechtsklarheit schaffen. Diese vorgesehene 
Regelung knüpft an die Zulässigkeit des Bedar-
fes des Gebietes an. Daraus leite ich die Frage 
ab: Können sie aus kommunaler Sicht darlegen, 

ob diese Einschränkung in der kommunalen 
Praxis zu Problemen führt und dem Ziel gerecht 
wird – das wir ja auch gesellschaftspolitisch 
artikuliert haben –, eine ausreichende Kinderbe-
treuung zu sichern und für diese zu sorgen? Und 
zwar nicht nur in Zeitabständen von fünf oder 
sechs Jahren, sondern in größeren Zeitabstän-
den, weil sich auch die Bevölkerung in solchen 
Wohngebieten verändert.  
 
Eine zweite Frage, auch zu den „Schrottimmobi-
lien“, an Herrn Prof. Walter: Hier gibt es einen 
Vorschlag, der diese bekannten Schandflecken 
– außerhalb von Bebauungsgebieten, aber in 
Wohnbereichen – beseitigen soll. Hier gibt es 
derzeit, denke ich, eine unterschiedliche Be-
wertung aus dem Bundesrat und auch aus den 
Planspielkommunen. Die meinen nämlich, dass 
eine angemessene Kostenbeteiligung der Ei-
gentümer bisher nicht gesichert ist. Ich frage 
deswegen einen Vertreter der Kommunen, der 
Stadt Hamburg: Sehen Sie die vom Bundesrat 
geforderte Kostenbeteiligung bis zum Ver-
kehrswert und die Einführung einer Beseiti-
gungspflicht anstelle einer Duldungspflicht, als 
eine sinnvolle und praxisgerechte Regelung an? 
Wäre eine Kostenbeteiligung in Höhe der Wert-
steigerung, auch vor dem Hintergrund vieler 
unattraktiver Grundstücke in schlechten Lagen, 
ohne Beseitigungspflicht ein gangbarer Weg, wie 
das auch vom GdW vorgeschlagen wird?  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! 
 
Prof. Jörn Walter (Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt, Hamburg): Ich fange mal mit 
der letzten Frage an und will zwei Dinge dazu 
sagen: Da verstehe ich zwar die Position, die 
Haus & Grund dazu vertritt, aber aus Sicht der 
Städte stellt sich die Problematik etwas anders 
dar. Wir haben es im Kern ja damit zu tun, dass 
der § 179 BauGB deshalb nicht zur Anwendung 
kommt, weil nicht nur die fiskalische Situation der 
Städte dies nicht immer gerade berechtigt bzw. 
begründet, Geld dafür auszugeben, dass diese 
Missstände existieren, sondern in Wahrheit in 
den Kommunalparlamenten natürlich die Be-
reitschaft dazu, das als öffentliche Last zu 
übernehmen – was eigentlich eine Qual für die 
Öffentlichkeit ist und dafür auch noch zu zahlen – 
an Grenzen stößt. Deswegen wird von diesem 
Instrument de facto nicht Gebrauch gemacht. 
Man muss jetzt, da kann ich nur die Position des 
Bundesrates unterstützen… Die Länder oder 
Kommunen, die viel mit diesem Problem zu tun 
haben, brauchen eine Regelung, wie sie diese 
Last der Beseitigung übertragen können und die 
Eigentümer angemessen beteiligen können. 
Darüber ist viel diskutiert worden und es gibt jetzt 
im Kern, nach dem gegenwärtigen Stand, zwei 
Positionen –, wenn ich das richtig wahrnehme. 
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Die eine Position, die aus Sicht der Bundesre-
gierung in ihrem modifizierten Vorschlag darge-
stellt wird, ist sozusagen die, den Wertgewinn 
abschöpfbar zu machen. Und es gibt die andere 
Position des Bundesrates, der sagt, in Analogie 
zu dem, was wir aus den Altlastenregelungen 
kennen, versuchen wir eine Regelung zu ma-
chen, die maximal bis zum Verkehrswert geht. 
Das halten wir im Rahmen der Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums für gerechtfertigt. Ich unterstütze 
da ganz nachdrücklich diese letztgenannte Po-
sition. Einmal kennen wir das eben in unserem 
heutigen Recht schon in dieser Republik, in den 
Altlastenfällen, dass wir belasten können bis zu 
diesem Punkt des Verkehrswertes und dass bis 
dahin die Sozialpflichtigkeit geht. Zum zweiten 
muss man auch sehen, dass die Frage, ob wirk-
lich Vermögensvorteile eintreten, eine eher in 
seltenen Fällen – nach meiner Wahrnehmung – 
eintretende Konstellation ist. Aus diesem Grunde 
aus meiner Sicht eine nachhaltige Unterstützung 
der Position des Bundesrates.  
 
Was die zweite Frage anbetrifft, die sich auf die 
Thematik der Kindertageseinrichtungen in den 
reinen Wohngebieten bezieht, so müssen wir als 
erstes sehen, dass wir aus der Sache heraus 
jetzt in diesen Jahren ein gravierendes Problem 
mit der Zielsetzung haben, die Kindergarten-
versorgung in der Republik deutlich zu verbes-
sern. Ich spreche dieses Thema jetzt deshalb an, 
weil eine Regelung, die dazu führt, dass wir über 
viele Bebauungspläne und andere Dinge in zehn 
Jahren das Problem vielleicht gelöst haben….. 
nein, dann ist das eigentliche Spiel in der Realität 
schon gelaufen. Deswegen ist das in Wahrheit 
auch für die Städte und Kommunen keine Lö-
sung. Der zweite Punkt, den man ein bisschen 
bei der Gebietsbeschränkung sehen muss, ist 
diese Frage der Rückwirkungsthematik. Da 
muss man aus meiner Sicht sagen, dass sich 
schon bei der jetzt von der Bundesregierung 
vorgeschlagenen Lösung in Wahrheit eine 
Rückwirkungsthematik stellt. Sollte es wirklich so 
sein, dass sie unzulässig ist, müssen wir die 
Gerichtsentscheidung abwarten. Haben wir 
Pech gehabt, dann läuft die Regelung, die jetzt 
vorgeschlagen ist, sowieso ins Leere. Deswegen 
ganz klar meine Auffassung: Wenn wir jetzt eine 
Änderung vornehmen – die ich unbedingt unter-
stütze, um das auch klar zu sagen, weil ich sie für 
sehr zentral und wichtig halte und Sie wissen, wir 
in Hamburg sind davon auch betroffen –, dann 
durch eine Regelung, die jetzt auch wirklich hilft. 
Da ist der Gebietsbezug in vielerlei Hinsicht von 
größter Problematik: Einmal die Abgrenzung zu 
den Nachbargebieten, aber auch im Hinblick 
darauf, dass Sie in Ihren Entscheidungen be-
denken sollten, dass viele Kommunen und 
Städte ihr System der Kindergartenversorgung 

und Kindertagesstättenversorgung schon ge-
ändert haben.  
 
Ich will ein Beispiel aus Hamburg sagen: Wir 
haben dieses Gutscheinsystem. Das Gut-
scheinsystem bedeutet de facto, die Eltern be-
kommen Gutscheine und können sich danach 
ihre Kindertagesstätte frei aussuchen. Diese 
Sache hat sozusagen überhaupt keinen solchen 
Gebietsbezug mehr. Das heißt, diese Vorschrift 
läuft automatisch ins Leere. Deswegen mein 
dringender Appell: Bleiben Sie bei einer ent-
schiedenen Regelung. Versuchen Sie den 
Kommunen jetzt zu helfen, wo die Hilfe notwen-
dig ist. Sollte es so sein, dass sich das wirklich 
als schwierig herausstellt – ich will das jetzt nicht 
kommentieren, ich bin auch kein Jurist –, dann 
glaube ich nur, laufen beide Regelungen letztlich 
vermutlich ins Leere. Dass in dem Wohnge-
bietsbegriff – jetzt des § 3 – schon die Kinder-
tagesstätte verankert ist, daran habe ich doch 
gewisse Zweifel. Deswegen mein nachhaltiger 
Appell, auch dort dem Vorschlag des Bundes-
rates zu folgen und in dieser wichtigen Frage für 
die Republik jetzt für die nächsten Jahre eine 
Lösung anzubieten. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Sie durften jetzt 
etwas länger reden, weil der Abgeordnete nur 
einen Experten befragt hat. Damit hat die Kolle-
gin Müller das Wort. 
 
Abg. Petra Müller (FDP): Guten Morgen an die 
Sachverständigen, vielen Dank, dass Sie zu uns 
gefunden haben! Ich fange mit Dr. Born nach 
Alphabet an, wenn Sie erlauben. Die Intention 
dieses Gesetzentwurfes für die Novellierung ist 
aus meiner Sicht im großen Rahmen zweierlei: 
Einmal die Flächeninanspruchnahme und einmal 
die Stärkung der Innenstädte. Jetzt sind Sie bei 
der Flächeninanspruchnahme am meisten be-
troffen, oder auch nicht, je nach dem. Ich habe es 
in Ihrer Stellungnahme so empfunden, dass Sie 
– ich will es mal salopp ausdrücken – es wirklich 
nicht gut finden, weil Sie glauben, Sie werden 
von der falschen Seite reglementiert. Ein biss-
chen konnte man das auch eben Ihren Anmer-
kungen entnehmen. Sie erwarten an anderer 
Stelle Regulierungen. Deshalb möchte ich Sie 
fragen, Sie sind da aktiv im Flächenschutz: Was 
stört Sie daran? Warum sind Sie dagegen, dass 
landwirtschaftlich genutzte Gebäude im Au-
ßenbereich, wenn sie keine Nutzung haben, 
wieder sinnvoll genutzt werden?  
 
Das ist das erste. Wir haben ja damit zu tun, dass 
wir nicht genügend Wohnraum haben, auch im 
ländlichen Raum, manchmal auch das Gegen-
teil. Aber wir wollen gerade diese Immobilien 
nicht leer stehen lassen. Um das dann weiter 
auszuführen, diese besondere Begründungs-
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pflicht für die Umwandlung im landwirtschaftli-
chen Raum, vom Wald genutzte Flächen: Wa-
rum reicht Ihnen das nicht?  
 
Dann noch an Dr. Warnecke von Haus & Grund 
eine Frage, da wird es ein bisschen spezieller. 
Die Novelle des § 136 sieht vor, dass bei der 
Beurteilung des vorliegenden städtebaulichen 
Missstands die Belange des Klimaschutzes und 
der Klimaanpassung berücksichtigt werden 
sollen. Ist das aus Ihrer Sicht ausreichend? Oder 
sollten wir das, was der Bundesrat vorschlägt, 
die Klimaanpassung per städtebaulichem Miss-
stand, diese Begründung, einführen? Danke! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Born, Sie 
haben das Wort. 
 
Dr. Helmut Born (DBV e.V.): Frau Müller, vielen 
Dank! Es stimmt, wir sehen in dieser Novelle 
gerne strikten Regelungen entgegen, die den 
Flächenschutz, den Schutz der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche stärker verankern. Ich will das 
erläutern. Wir haben von Mitte der 1990er Jahre 
bis 2011 820.000 Hektar landwirtschaftliche 
Nutzfläche in Deutschland verloren durch 
Überbauung, durch Einbeziehung in Bebau- 
ungspläne, nicht durch totale Versiegelung, das 
weiß ich, aber für die landwirtschaftliche Nutzung 
820.000 Hektar. Das heißt: die landwirtschaftli-
che Nutzfläche von Rheinland Pfalz und Saar-
land zusammen. Wenn das so weitergeht, dann 
haben wir in Deutschland tatsächlich eine 
Schmälerung der Produktionsgrundlage der 
Landwirtschaft. Die ist heftig und die bringt uns 
sowohl auf der Nahrungsmittelseite wie auf der 
Biomasse- und Energieseite in Schwierigkeiten. 
Das kann man heute an den Bodenpreisen und 
an den Pachtpreisen ablesen. Deshalb die 
dringliche Bitte: In dem § 1a schon in der For-
mulierung die Innenentwicklung noch stärker zu 
fixieren, als das jetzt mit Soll- und 
Kann-Bestimmungen festgelegt ist.  
 
Ein Sonderthema darin, Frau Müller, sprechen 
Sie an: Was passiert mit ehemaligen landwirt-
schaftlichen Gebäuden im ländlichen Raum? Da 
ist die bisherige Regelung in dem § 35 BauGB 
sehr restriktiv, ja, Sie sprechen ja die Begrün-
dungen an. Warum sind die verbleibenden 
Landwirte dort sensibel? Schlicht und einfach: 
Wenn sie landwirtschaftliche Fläche nutzen, 
dann ist das mit Geräuschen, mit Lärm verbun-
den, in der Bestellung. Es werden Düngemittel 
und Pflanzenschutzmittel eingesetzt. Und Häufig 
erleben wir, dass Gebäude die früher der Land-
wirtschaft gedient haben, heute von Menschen 
bewohnt werden, die sich dadurch heftig beläs-
tigt fühlen. Es kommt also durchaus zu streitigen 
Auseinandersetzungen. Sie haben es ange-
sprochen, im ländlichen Raum haben wir ja nicht 

per se ein Problem, Wohnraum oder be-
bauungsfähige Fläche zur Verfügung zu stellen, 
sondern im Gegenteil. Wir reden darüber, dass 
im Innenbereich freigeräumt werden kann und 
muss. Gerade im ländlichen Raum ist das der 
Fall. Deshalb sehen wir nicht ganz ein, warum in 
dieser Novelle gerade die Umnutzung oder 
vielleicht sogar der Neubau baufälliger Substanz 
im Außenbereich erleichtert werden soll. Wir 
sehen die Regelungen, die jetzt bestehen, als 
ausreichend an und sehen dort keinen Ände-
rungsbedarf.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Warnecke! 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Frau Müller, zu Ihrer Frage zum § 136 BauGB: 
Die Vorschläge der Bundesregierung oder der 
Gesetzentwurf des Bundestages, der die Be-
lange des Klimaschutzes zu einem städtebauli-
chen Missstand ernennen will, also als Teil in die 
Abwägung einbeziehen will, halten wir für voll-
kommen ausreichend und richtig, wenn denn der 
Klimaschutz in dem BauGB auch noch verankert 
werden muss. Die Vorschläge, das auszuweiten 
und damit letztlich den Kommunen die Mög-
lichkeit einzuräumen, Klimaschutz zum Gegen-
stand städtebaulicher Maßnahmen zu machen, 
halten wir nicht für richtig. Der Hintergrund ist, 
dass wir, was den Klimaschutz und die Gebäude 
angeht, Regelungen von der Europäischen 
Union haben. Regelungen, die dann auf Bun-
desebene umgesetzt werden müssen, EnEG, 
EnEV, Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz. 
Wir haben zum Teil in den Bundesländern Re-
gelungen, die den Eigentümern Vorgaben im 
Hinblick auf den Gebäudebestand zum Klima-
schutz machen. Ein Beispiel sei hier genannt: 
Das Land Baden Württemberg mit eigenen 
Zwangsvorschriften. Es sind also schon drei 
politische Ebenen – Europa, Bund und Land – in 
den Klimaschutz beim Gebäudebestand invol-
viert, sodass aus unserer Sicht kein Bedarf dafür 
besteht, dass jetzt eine vierte politische Ebene – 
nämlich die Kommunen – auch noch Klima-
schutzvorgaben im Hinblick auf den Gebäude-
bestand machen. Insbesondere, wenn man 
betrachtet, dass die privaten Eigentümer, denen 
70 Prozent der Gebäude in diesem Land gehö-
ren, mittlerweile schon mit den Vorgaben, die 
vorliegen, überfordert sind, finanziell, technolo-
gisch, aber auch vom Wissen schlicht und er-
greifend nicht mehr mitkommen. Wenn man den 
Klimaschutz jetzt zu einem städtebaulichen 
Missstand per se erheben würde, würde das 
natürlich automatisch dazu führen, dass die 
Gemeinden, die eigene klimapolitische Ziele 
zusätzlich verfolgen würden, das zu einer eige-
nen Erhaltungs- oder Sanierungssatzung nutzen 
würden.  
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Welche abstrusen Züge das trägt, kann man hier 
in Berlin ganz gut sehen: Der Bezirksstadtrat von 
Pankow – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – hat jetzt 
im Rahmen einer Erhaltungssatzung zur Sen-
kung der Mieten auch – neben dem eigentlichen 
städtebaulichen Thema sage ich mal – die 
Wärmedämmung von Gebäuden im Bestand 
untersagt. Also eigentlich eine Maßnahme, die 
man nicht erwartet, nämlich dass auf kommu-
naler Ebene Klimaschutzmaßnahmen jetzt ver-
boten werden. Weil das Baugesetzbuch hier 
einen sehr weiten Rahmen gibt, deswegen ist 
das Ganze möglich. Deswegen denken wir nicht, 
dass dieser weite Rahmen jetzt auch wieder 
ausgeweitet werden sollte. Das Ganze führt 
letztlich zu kontraproduktiven Maßnahmen. Es 
gibt genug Regelungen von bereits drei Ebenen.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Bluhm, Sie 
haben das Wort! 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Auch von 
mir ein herzliches Willkommen hier in unserer 
Anhörung. Ich hätte meine beiden ersten Fragen 
gerne an Herrn Tschepe gestellt. Im Zusam-
menhang mit Ihrer Stellungnahme haben Sie 
darauf hingewiesen, dass bestimmte Begriffsde-
finitionen im Baugesetzbuch durchaus für die 
Zukunft anpassungswürdig sind. Sie zielen dabei 
unter anderem auch auf den Begriff „Wohnen“ 
ab. Ich würde Sie gerne fragen wollen, wie Sie 
als Vertreter der Architektenkammer den Begriff 
„Wohnen“ heute anders definieren wollen. Ich 
frage das auch in Bezug auf die problematische 
Nutzung von Wohnungen für Ferienwohnungen, 
insbesondere in großen Städten und in Bal-
lungszentren, wo es doch auch zu Nutzungs-
problemen mit Dauerwohnern oder Bewohnern 
kommt.  
 
In diesem Zusammenhang eine zweite Frage 
angefügt: Wir sind der Auffassung, dass heute 
die Maßgaben des Baugesetzbuches nicht 
ausreichen, um der Gruppe der behinderten 
Menschen in Deutschland ausreichend Wohn-
raum zur Verfügung zu stellen. Teilen Sie diese 
Auffassung? Oder sind Sie der Meinung, dass 
das Baugesetzbuch hierfür schon ausreichende 
Maßgaben getroffen hat, um sicherzustellen, 
dass auch diesen barrierefreie Wohnungen in 
ausreichender Anzahl zur Verfügung gestellt 
werden? 
 
Christfried Tschepe (BAK): Vielen Dank, Frau 
Bluhm! Die Fragen, die Sie ansprechen, betref-
fen jetzt im Wesentlichen die Baunutzungsver-
ordnung. Das Thema „Wohnen“ haben wir an-
gesprochen und es beunruhigt viele Kommunen 
vor allem eben vor dem Hintergrund, dass re-
guläre Wohnungen zu Ferienwohnungen um- 
genutzt werden, ohne dass die Möglichkeit be-

steht, im Rahmen der Bauleitplanung darauf zu 
reagieren. Es gab einen Versuch bei einem 
Bebauungsplan in Berlin-Mitte. Da wurde eine 
entsprechende textliche Festsetzung eingefügt. 
Das hat das Oberverwaltungsgericht im Rahmen 
des Normkontrollverfahrens für unzulässig er-
klärt. Da das also in vielen Kommunen – sei es 
im ländlichen Raum, sei es hier in Innenstädten – 
ein gravierendes Problem ist, halten wir es für 
sinnvoll, die Ferienwohnungen als besondere 
Wohnform von dem allgemeinen Wohnen ab-
zugrenzen.  
 
Der zweite Teil: Beim Angebot, insbesondere 
jetzt im Hinblick auch auf besondere Wohnfor-
men, barrierefrei, behindertengerecht usw., 
sehen wir vor allem Handlungsbedarf im Bereich 
des Bauordnungsrechtes, weniger des Baupla-
nungsrechtes. Eine Ausnahme allerdings: Im 
Bauplanungsrecht – und das betrifft jetzt auch 
wieder die Baunutzungsverordnung – sollten die 
Möglichkeiten, im reinen Wohngebiet nicht nur 
Kindertagesstätten anzusiedeln, sondern eben 
auch wohngebietsverträgliche besondere Wohn- 
formen zuzulassen, erweitert werden. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Herlitzius! 
 
Abg. Bettina Herlitzius (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen an Frau 
Krettek vom NABU. Wir haben jetzt in der Bau-
gesetzbuchnovelle endlich auch Regelungen 
zum § 35 BauGB – Massentierhaltung –, worü-
ber wir grundsätzlich erst mal sehr froh sind, 
denn wir alle sehen die Probleme vor Ort, wir 
sehen massive Bürgerproteste, wir sehen Bau-
ern, die auch Existenzängste haben, Herr Dr. 
Born, da sind wir also durchaus auch bei Ihnen. 
Aber wir sehen natürlich auch, dass das Bau-
gesetzbuch hier bisher eine Rechtsunsicherheit 
zugelassen hat und die planungsrechtliche Si-
tuation der Kommunen überfordert hat. Jetzt 
machen die Regierungen hier einen Vorschlag, 
der zwar in die richtige Richtung geht, aber 
meiner Meinung nach nicht weiter hilft, weil er 
noch relativ viele Unsicherheiten belässt. Des-
wegen die Frage an Sie, Frau Krettek: Wie 
schätzen Sie denn die Änderungen jetzt im Au-
ßenbereich bezüglich Massentierhaltung und 
aber auch bezüglich des Ersatzneubaus ein, die 
die Regierung vorschlägt? Dann die zweite 
Frage: Sehen Sie Handlungsbedarf bei dem § 
13a des Baugesetzbuches? Da geht es um die 
Innenentwicklung, wie da Planungsverfahren 
bisher laufen. Haben Sie da Änderungsvor-
schläge? 
 
Vorsitzender: Frau Krettek, Sie haben das Wort! 
 
Nicola Krettek (NABU e.V.): Vielen Dank, Frau 
Herlitzius! Es wird Sie nicht verwundern, dass wir 
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zur Privilegierung der gewerblichen Tierhal-
tungsanlagen eine andere Auffassung haben als 
der Bauernverband. Von daher begrüßen wir 
auch hier die Einschränkung der Privilegierung 
als einen ersten richtigen Schritt. Grundsätzlich 
haben wir aber die Auffassung, dass der § 35 
BauGB grundsätzlich einer Novelle bedarf, was 
heißt, dass er dem ursprünglichen Ziel, den 
Außenbereich von Bauvorhaben weitestgehend 
freizuhalten, wieder zugeführt werden sollte. 
„Bauvorhaben sind nur zulässig, wenn“ – und 
das waren mal ganz wenige. Das heißt, das 
ursprüngliche Ziel, Bauvorhaben im Außenbe-
reich nicht zuzulassen, sondern nur bestimmte 
Privilegien zu erteilen, diesem Ziel sollte wieder 
stärker gefolgt werden. Es ist bei der gewerbli-
chen Tierhaltung jetzt am dringendsten der Fall, 
dort zumindest eine Grenze über die UVP ein-
zuführen. Sie sagen auch selber, es ist eine 
gewerbliche Tierhaltung, warum soll ein ge-
werblicher Tierhaltungsbetrieb anders beurteilt 
werden als ein sonstiger Gewerbebetrieb? Ich 
kann mir auch genauso gut eine Textilfabrik 
vorstellen, die annähernd die Hälfte ihrer Pro-
duktion im unmittelbaren Umfeld, meinetwegen 
Hanf, anbaut und dort verarbeitet. Warum wird 
dieser Betrieb im Gegensatz zu einer gewerbli-
chen Tierhaltung nicht privilegiert? Also das 
heißt, da muss aus planerischen Gesichtspunk-
ten ein völlig neues Herangehen kommen. Vor-
haben, die Konflikte erwarten lassen, die einen 
Abwägungsbedarf erwarten lassen oder ent-
sprechende Umweltfolgen, müssen auch plane-
risch bewältigt werden. Das heißt, die müssen 
unter ein Planerfordernis gestellt werden. Soweit 
zum ersten Punkt. 
 
Der zweite Punkt, Abriss/Neubau inklusive Nut-
zungsänderung über den § 35 BauGB, da war 
ich – auch überrascht – tatsächlich mit dem 
Bauernverband einer Meinung. Das ist in diesem 
Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung mehr 
als überraschend, die Ausweitung der Privile-
gierung vorzuschlagen. Das heißt, dass ein 
Lärchenholzheustadel im schlimmsten Falle 
tatsächlich zu drei Ferienwohnungen gemacht 
werden kann. Was das für Auswirkungen hat, 
kann man sich sicherlich vorstellen. Wenn Sie 
sich die Stellungnahmen, auch zum heutigen 
Tag bzw. die, die es auch im Vorfeld schon dazu 
gegeben hat, anschauen; ich habe keine aus-
drückliche Unterstützung dieses Paragraphen 
gefunden. Das Planspiel hat ergeben, dass sich 
bis auf eine Kommune alle Kommunen dazu 
ablehnend geäußert haben. Von daher kann 
man doch bezweifeln, dass, wie ja zuletzt ge-
genüber dem Bundesrat geäußert, es ein Be-
dürfnis aus der Praxis gebe.  
 
Zu § 13a: Da sprechen Sie Ihren Antrag zur 
Evaluierung an. Das ist eine Sache, die können 

wir nur unterstützen. Wir können hier in der 
Runde sicherlich eine Reihe von Beispielen zur 
Anwendung des § 13a aus der Tasche ziehen, 
Herr Walter, Herr von Lojewski, sicherlich kon-
fliktfreie Fälle, die rechtswirksam und auch 
adäquat eingesetzt wurden. Beim NABU landen 
eher die Fälle, wo ich sagen würde: Na ja, da ist 
die Anwendung des § 13a eher gedehnt worden, 
indem zum Beispiel Außenbereichsflächen noch 
mit einbezogen werden, indem ein größeres 
Möbelhaus auf einen Standort von einem Park-
platz eines Automobilbetriebs geht. Das heißt, 
wir haben alle eine Einschätzung dazu, aber es 
fehlt tatsächlich die wissenschaftlich fundierte 
Untersuchung zu den Auswirkungen des Planes, 
zu Anwendungsbereichen, zu der tatsächlichen 
Beschleunigungswirkung und ob es denn eine 
Auswirkung zum Beispiel auch auf die Flächen-
inanspruchnahme tatsächlich gegeben hat. Von 
daher können wir den Vorschlag, hier eine Eva-
luierung durchzuführen und dann ggf. diesen 
Paragraphen feinzutunen, nur unterstützen.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Damit kommen wir 
zur zweiten Runde. Als nächstes Kollege Volk-
mar Vogel! 
 
Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Unsere 
Sachverständigen sitzen heute sehr weit weg. Es 
ist ja fast eine Konferenzschaltung. Ich will mich 
trotzdem bemühen, dass wir auch den Blick-
kontakt aufrecht erhalten. Ich habe zwei Fragen. 
Die erste Frage dreht sich nochmal um den § 35 
BauGB, Privilegierung im Außenbereich. Die 
Frage geht an Herrn Dr. Born. Dann habe ich 
noch eine Frage zur Baunutzungsverordnung, 
die ich gern von Herrn Dr. Mattner vom ZIA 
beantwortet haben möchte. 
 
Herr Dr. Born, Sie haben in Ihrer Stellungnahme 
nochmal dargelegt, dass Sie natürlich ein Prob-
lem haben, wenn wir die gewerbliche Privile-
gierung verbinden mit einer Umweltverträglich-
keitsprüfung. Der Regierungsentwurf nimmt sehr 
viel Rücksicht darauf, dass wir eine Privilegie-
rung im Außenbereich für die Landwirtschaft 
weiter brauchen. Andererseits müssen wir na-
türlich auch schauen, die berechtigten Anliegen 
der Kommunen und der betroffenen Bürger zu 
berücksichtigen. Wenn Sie jetzt die Verbindun-
gen der Umweltverträglichkeitsprüfung mit der 
gewerblichen Privilegierung in die Kritik stellen – 
können Sie aus Ihrer Sicht nochmal darlegen, 
welche Beweggründe das sind? Dabei würde 
mich auch interessieren – weil Sie auch in Ihrer 
Stellungnahme den Vorschlag machen, Über-
gangsregelungen zu treffen –, warum Sie diesen 
Vorschlag machen, da ja Übergangsregelungen 
doch immer auch eine gewisse Planungsunsi-
cherheit für die Betroffenen bringen.  
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Die andere Frage, Herr Dr. Mattner – ich denke 
die Frage ist sicherlich auch von Interesse für 
unsere kommunalen Sachverständigen, die 
heute mit dabei sind – Sie sagen, dass die 
Baunutzungsverordnung, die dann unserer 
Baugesetznovelle nachgelagert ist, dass die 
Ihrer Meinung nach nicht ausreichend ist, was 
die Veränderung anbetrifft. Können Sie nochmal 
darauf hinweisen, welchen Änderungsbedarf Sie 
bei der Baunutzungsverordnung sehen bzw. 
welche neuen Regelungen unter Umständen 
hier noch mit Aufnahme finden sollten? Danke! 
 
Dr. Helmut Born (DBV e.V.): Herr Vogel, vielen 
Dank! Zunächst mal vielleicht zur Darstellung, 
weil Frau Krettek das eben auch angesprochen 
hat: Die Begrifflichkeit der gewerblichen Tier-
haltung sagt über die Größe der jeweiligen An-
lagen überhaupt nichts aus. Dieser Begriff ist ins 
Baurecht hineingekommen, um klar zu machen, 
ob ich die Regeln des § 201 einhalte, sprich: 
Habe ich die Futtergrundlage voll und ganz 
drunter oder nicht. Die meisten gewerblichen 
Betriebe in der Tierhaltung sind – ich sage es mal 
– als Zweitbetriebe aus ganz normalen land-
wirtschaftlichen Betrieben heraus entstanden. 
Aber weil die Fläche nicht da war, werden sie 
eben so geführt. Das hat übrigens auch aus 
steuerlichen Konsequenzen durchaus Nachteile. 
Wir wollen die Flächenbindung ja erhalten; das 
nur zur Begründung. Die wirklichen großen 
Mastanlagen, die beispielsweise hier in den 
neuen Ländern eine Rolle spielen, unterfallen 
dieser Regelung im Normalfall überhaupt nicht; 
die unterliegen einer ganz normalen Regelung. 
Die Gemeinden müssen mit entsprechenden 
Planungen dort Vorgaben machen. Also das nur 
nochmal zur Klarstellung, warum wir an der 
Stelle so sensibel sind.  
 
Die zweite Frage, die Verbindung des Umwelt-
rechtes mit dem Baurecht, ist in dieser Kon-
struktion, wie sie jetzt vorgesehen ist, schon 
kurios. Wenn man auf das UVP-Gesetz rekurriert 
– aber lediglich als Grenzziehung – dann kann 
der Betrieb machen was er will. Er kann in der 
Umweltverträglichkeitsprüfung sogar nachwei-
sen, dass er alles im Sinne des Umweltrechtes 
richtig macht und er hat trotzdem die Privilegie-
rung nicht mehr. Das UVP-Gesetz wird lediglich 
genutzt, um zu sagen: Unterliegst du noch der 
Privilegierung oder nicht? Das heißt, es kann 
künftig so sein, dass er umweltrechtlich sogar 
den Nachweis führt: Ich könnte dort alles erfül-
len, was das Umweltrecht will. Trotzdem ist die 
Privilegierung weg. Insofern meinen wir, ist das 
eine etwas schwierige Konstruktion. Und wer in 
das Planspiel hineinschaut – da haben ja zwei 
Gemeinden, Wittmund und Alling, das ein biss-
chen dezidierter dargelegt – kommt noch hinzu, 
dass sie noch nicht einmal eine planerisch 

saubere absolute Grenze einziehen, sondern 
über die Vorprüfung schon weit unterhalb der 
Grenzen im UPV-Recht in der oberen Spalte 1 
Werte dort festgelegt sind, die Gemeinden in 
eine unsichere Situation bringen. Da müssen Sie 
nicht nur das Bauvorhaben anschauen, sondern 
das gesamte Umfeld, einschließlich der Dinge, 
die im Umweltrecht eine große Rolle spielen: 
FFH-Gebiete, Seen bis hin auch zu den Denk-
mälern. Deshalb sagen die Gemeinden dort in 
dem Planspiel: Wenn ihr schon das UPV nehmt, 
dann nehmt es wirklich in Anspruch, um exakte 
vorhabenbezogene Grenzen festzulegen, damit 
das Baurecht auch wirklich administriert werden 
kann.  
 
Übergangsregelung – ja das rührt schlicht und 
einfach daher, wenn man jetzt das Baurecht in 
dem § 35 ändern will, dann sind sehr viele 
Bauvorhaben in der Pipeline, wo Landwirte viel 
Geld investiert haben, in das Genehmigungs-
verfahren, einschließlich auch der umweltrecht-
lichen Voraussetzungen. Da haben wir die Bitte, 
wenn es zu einer solchen Regelung kommt, dass 
man im Genehmigungsverfahren die Möglichkeit 
schafft, dass diese Betriebe ihren Weg gehen 
können. Auch da will ich die Größenordnung 
einmal nennen. In der Landwirtschaft in 
Deutschland investieren wir in der Regel so 12 
bis 13 Milliarden Euro pro Jahr. Davon gehen 7, 
manchmal jetzt aktuell 8 Milliarden Euro in die 
Wirtschaftsgebäude, vor allem in die Ställe und 
die Stallanlagen, hinein. Also das ist nicht ir-
gendetwas. Da geht es um eine gesamte Pro-
duktionskette. Und wenn man da eingreift, dann 
meinen wir, dass es da Übergangsregelungen 
geben muss. 
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA e.V.): Zunächst 
möchte ich feststellen, dass wir sehr weitgehend 
mit den Zielen und den Regelungen der Novelle 
übereinstimmen. Wir finden es sehr richtig, dass 
Innenstadtstärkung betrieben wird und das 
Ganze auch noch klimagerecht. Wir haben An-
merkungen gemacht zu einigen einzelnen 
Themen. Sie, Herr Abgeordneter, haben mich 
befragt zum Thema „Baunutzungsverordnung“. 
Ich will anhand einiger Paragraphen etwas dazu 
sagen. Aus den Unterlagen, die uns vorliegen, 
gibt es eine Prüfbitte des Bundesrates zu den 
§§ 4a und 7. Da ist angedacht, um zu verdichten 
und den Ballungsräumen mehr Wohnraum zu 
schaffen, ab bestimmten Geschosshöhen einen 
prozentualen Anteil an Wohnnutzung festzule-
gen. Meine Damen und Herren, das ist gut ge-
meint, aber in der Praxis eigentlich unmöglich. 
Wir müssen das ablehnen. Wir brauchen schon 
ein flexibles Reagieren im Quartier. Es mag oft 
richtig sein, verschiedene Nutzungen nebenei-
nander zu stellen. Sie übereinander zu stapeln, 
das muss nicht zwingend funktionieren. Es ist 
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besser, wenn es die Kommune mit den Ent-
wicklern und Investoren im Einzelfall regeln 
kann. Wir haben hier auf Funktionalitäten, auf 
wirtschaftliches Bauen zu achten und eine ge-
nerelle Festlegung, dass oberhalb bestimmter 
Geschosshöhen Umnutzungen erforderlich sind, 
verträgt sich nicht mit funktionalem Bauen.  
 
Dann gibt es einen Hinweis, auch vom Bundes-
rat, zum § 11 Abs. 3 Satz 1 und Nr. 2. Da fordert 
der Bundesrat in seinem Beschluss, darüber 
nachzudenken, Betriebsformen um Ansamm-
lungen mehrerer Einzelhandelsbetriebe in räum-
lich-funktionalem Zusammenhang zu regeln, 
also im Grunde mit der Tendenz, dies auch 
auszuschließen. Wir verstehen, was damit ge-
meint ist und können die Intention auch nach-
vollziehen. Aber wir glauben, das der Begriff „in 
räumlich-funktionalem Zusammenhang“ zu 
Rechtsunsicherheit führen wird. Den kann man 
nicht gerichtsfest machen und auch in der Praxis 
nicht wirklich ausüben. Es ist auch so, dass man 
dort gegen die Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichtes laufen würde, das gesagt 
hat, dass mehrere nicht großflächige Einzel-
handelsbetriebe, die baulich von einander ge-
trennt sind, nicht zur Verkaufsfläche aufaddiert 
werden dürfen.  
 
Ein ganz wichtiger Punkt ist der § 17 Abs. 2. Da 
geht es darum, dass man die Innenstadtent-
wicklung weiter verdichten können muss. Wir 
sind der Auffassung, dass man vielleicht jetzt 
schon, auf jeden Fall aber perspektivisch, da 
nochmal ran muss. Wir brauchen, um Wohnraum 
zu schaffen, insbesondere in den Ballungszen-
tren dort mehr Flexibilität. Wenn man unsere 
Städte mit denen in Europa vergleicht, dann 
werden wir schnell feststellen, dass wir mit un-
serer Baunutzungsordnung an die Grenzen 
stoßen, um eine Verdichtung zu erreichen, die 
eigentlich üblich ist. Da Platz und Raum in der 
Stadt wertvoll ist, sind wir der Auffassung, dass 
wir an dieser Stelle mehr Möglichkeiten zur 
Verdichtung geben müssten. Es gibt auch Auf-
fassungen, die dazu vertreten werden, dass man 
den § 17 in dieser Form komplett abschaffen 
könnte.  
 
Dann ein technischer Hinweis: Wir glauben, 
dass, wenn man im § 20 Abs. 1 einen klaren 
bundeseinheitlichen Vollgeschoss-Begriff ein-
führen würde, dies zu mehr Rechtsklarheit füh-
ren würde, weil es immer wieder um die Ausle-
gung dieses Begriffes regionale, juristische und 
ähnliche Scharmützel geht. Und wenn wir dort 
Klarheit hätten, wäre das gut. Dieser Vorschlag, 
der auch schon mal getätigt worden ist, sollte 
wieder aufgenommen werden. Und nicht zuletzt 
finde ich, kann man sich vielleicht dann auch in 
einer weiteren Novelle zum Thema „Baulinien“ – 

das ist der § 23 Abs. 2 Sätze 2 und 3 – nochmal 
damit beschäftigen, ob man dort ein wenig mehr 
Flexibilität reinbringen könnte. Baulinien sind oft 
starr und lassen auch nicht immer ausreichend 
Flexibilität zu, um die Vorhaben zu ermöglichen, 
die dringend notwendig sind, um die Stadt an der 
Stelle zu verdichten. Das sind unsere weiterge-
henden Vorschläge, Herr Vorsitzender! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Dann habe ich bis 
jetzt nur Wortmeldungen von Herrn Körber und 
von Frau Herlitzius. Deshalb hat Herr Körber jetzt 
das Wort! 
 
Abg. Sebastian Körber (FDP): Ich hätte jetzt 
eine ähnlich Frage noch gerne angeschlossen, 
die Herr Mattner schon in Teilen beantwortet hat. 
Wir haben gerade in Ballungsräumen in be-
stimmten Teilmärkten in Deutschland ange-
spannte Mietverhältnisse. Sie hatten jetzt Ihre 
Sicht schon dargelegt. Welche Punkte kann man 
hier noch zusätzlich, gerade im Bereich der 
Flexibilisierung, was Flächennutzungspläne, 
Bebauungspläne etc. angeht, vielleicht anfügen? 
Deshalb die Frage an Herrn Warnecke und Herrn 
Tschepe von der Bundesarchitektenkammer: 
Welche Punkte kann man aus Ihrer Sicht viel-
leicht hier noch weiterführend im Gesamtbereich 
der Bauplanungsrechtsnovelle unterbringen, um 
gezielt vielleicht in angespannten Mietmärkten 
auch hier Flexibilisierungen einzusetzen, gerade 
von bundesgesetzgeberischer Seite, damit 
Kommunen hier eine bessere und einfachere 
und vielleicht unbürokratischere Handhabe ha-
ben? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Damit beginnen wir 
mit Herrn Warnecke, die erste Frage! 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Es gibt sicherlich eine Reihe von Maßnahmen, 
die man ergreifen könnte, um in den Ballungs-
zentren – es geht ja um wenige Ballungszentren 
und dort um wenige Teilbereiche – den Woh-
nungsmarkt zu entspannen. Nachdem, was wir 
wahrnehmen bzw. was auch die Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes zeigen, ist das 
Problem von Wohnraumknappheit und auch das 
vermeintliche Problem steigender Mieten kein 
Problem, das bundesweit angegangen werden 
muss. Das muss man einfach ganz eindeutig 
sagen. Das Statistische Bundesamt hat auch für 
das Jahr 2012 real sinkende Mieten, und zwar 
um 0,8 Prozent sinkende Mieten, festgestellt. Es 
ist das dreizehnte Jahr in Folge, mit Ausnahme 
des Jahres 2009, in dem die Mieten im Bun-
desschnitt in Deutschland gesunken sind, real. 
Das zeigt also, dass in der bundesweiten Be-
trachtung das Problem steigender Mieten ei-
gentlich nicht existent ist. Wenn man dann noch 
den demographischen Wandel betrachtet – auch 
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nicht zu vernachlässigen – dann wird man se-
hen, dass wir bundesweit keine Problematik 
haben, dass der Wohnraum knapp wird, son-
dern, was wir in Deutschland haben ist in weiten 
Teilen ein Überangebot. Und jetzt gibt es einige 
wenige Bereiche – das ist nicht zu bestreiten, 
eben zum Beispiel in Hamburg oder auch hier in 
Berlin – Viertel, Quartiere, wo besonders viele 
Menschen hinziehen wollen. Wir sind der Auf-
fassung, dass man dort lokal Lösungen angehen 
muss. Die Stadt Hamburg macht das schon. Die 
hat ein Bündnis einberufen. Hier versuchen 
Mieter, Vermieter, Eigentümer und die Stadt im 
Rahmen des bestehenden Rechts gezielt mit-
einander zu arbeiten. Das bedeutet für die 
Kommunen insbesondere eine Beschleunigung 
der Verwaltungstätigkeit im Hinblick auf zum 
Beispiel Baugenehmigungen. Es bedeutet ein 
Ausnutzen der bestehenden Mittel. Und so weit 
wir das von hier aus beurteilen können, scheint 
es in Hamburg dort erste gute Ansätze zu geben, 
die auch funktionieren.  
 
Das Gegenteil dessen, was gut funktioniert – ich 
hatte es bereits erwähnt bei der Frage Ihrer 
Kollegin Müller – ist das, was man hier in Berlin 
sieht, dass also mit Zwang vorgegangen werden 
soll, also dass eben zum Beispiel durch eine 
Erhaltungssatzung eine Mietgrenze eingeführt 
werden soll, mit dem Ergebnis, dass dann auf 
einmal die energetische Modernisierung bzw. 
konkret die Wärmedämmung verboten wird. Hier 
sieht man, dass durch diese Zwangsmaßnah-
men letztlich nichts erreicht wird. Was wir in 
diesen Bereichen nämlich brauchen ist, tatsäch-
lich eine verstärkte Investition. Und das wird man 
mit Zwang nicht erreichen können. Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Warnecke! 
Herr Tschepe. 
 
Christfried Tschepe (BAK): Vielen Dank! Für 
die Förderung der Innenentwicklung ist die No-
vellierung des § 17 BauGB wohl am wichtigsten. 
Die hier gewählte Formulierung ermöglicht es, 
dass viele Bebauungsplanverfahren fortgesetzt 
werden, die zur Zeit aus Sorge vor einem 
Normkontrollantrag scheitern würden, ruhen und 
erst wieder aufgenommen werden, wenn diese 
Gesetzesnovelle durch ist, da insbesondere 
durch das OVG Berlin-Brandenburg, inzwischen 
aber auch in anderen Gerichtsentscheidungen, 
bereits sehr strenge Maßstäbe in Bezug auf die 
Überschreitung der Maßobergrenzen der Bau-
nutzungsverordnung angelegt wurden. Ich 
stimme Herrn Mattner zu. Es ist richtig, grund-
sätzlich über die deutschlandweiten Maßober-
grenzen nachzudenken, die einheitlich von Ber-
lin bis München einerseits und vom Oderbruch 
bis zum Allgäu andererseits gelten. Doch das 
Allerwichtigste, was jetzt auch kurzfristig erreicht 

werden kann, ist die Flexibilisierung mit der von 
der Regierung vorgeschlagenen Novellierung 
des § 17, welcher mit Blick auf das konkrete 
Verfahren der Innenverdichtung die vielleicht 
wichtigste Passage im neuen Gesetzentwurf 
darstellt.  
 
Eine weitere Förderung der Innenentwicklung ist 
sicherlich durch die Überarbeitung der Gebiets-
typen der Baunutzungsverordnung zu leisten, 
denn im Moment steht immer noch das Tren-
nungsprinzip „hier wohnen, dort Gewerbe“ dem 
Prinzip der „integrierten europäischen Stadt“ 
entgegen. Das ist aber natürlich nichts, was ganz 
kurzfristig geleistet werden kann. Dazu existieren 
erste Untersuchungen; andere sind an dem 
Thema dran. Die Bundesregierung hat ebenfalls 
in Aussicht gestellt, Entsprechendes zu tun. 
Sollte sich diese Diskussion noch länger hin-
ziehen, gäbe es – und das ist jetzt vielleicht ein 
etwas verwegener Vorschlag, der aber ja immer 
schon mal wieder auch in der Diskussion war – 
natürlich eine Möglichkeit, die Koppelung – nicht 
dort, wo Bebauungspläne aufgestellt werden, 
sondern dort, wo ich mich im Gebiet des § 34 
BauGB, also im unbeplanten Innenbereich be-
wege – diese strenge Koppelung des 
unbeplanten Innenbereichs über § 34 Abs. 2 an 
die Baugebietstypen der Baunutzungsverord-
nung zu lockern. Wenn man die lockern oder 
aufheben würde, wäre sehr schnell, sehr viel für 
eine Förderung mischgenutzter und nachver-
dichteter Innenentwicklung erreicht. Dass ein 
solcher Bedarf besteht, sieht man am § 34 Abs. 
3a BauGB, welcher auch noch einmal novelliert 
wird wodurch im Grunde genommen rechtssys-
tematisch etwas Problematisches entsteht. Es 
wird etwas, das eigentlich nicht zulässig ist, für 
zulässig erklärt. Das ist eine Krücke, die deutlich 
macht, dass hier Novellierungsbedarf in § 34 
BauGB besteht. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Damit kommen wir 
zur Kollegin Herlitzius. Als nächstes haben sich 
Herr Hacker und Kollegin Bluhm gemeldet. Da-
nach nehme ich auch schon Meldungen für die 
dritte Runde entgegen! 
 
Abg. Bettina Herlitzius (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Vorsitzender, meine Damen 
und Herren. Ich habe nochmal jeweils eine Frage 
an Herrn von Lojewski vom Deutschen Städtetag 
und an Herrn Tschepe von der Bundesarchitek-
tenkammer. Noch einmal die Frage an Sie: Sind 
die Regelungen, die wir jetzt hier in der Novelle 
bezüglich des § 35 BauGB Außenbereich vor-
liegen haben, aber auch bezüglich Kindertages-
stätten, wirklich so, dass sie den Kommunen 
zukünftig eine Rechtsicherheit bieten? Oder 
bekommen wir mit der Novellierung nicht wieder 
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jene Problematik, dass letztendlich die Gerichte 
Bauentscheidungen treffen? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr von Lojewski, 
Sie haben das Wort! 
 
Hilmar von Lojewski (BVkom): Herr Vorsit-
zender, Frau Herlitzius, bezogen auf den § 35 
BauGB pflichten wir der Erwiderung der Bun-
desregierung zu den Vorschlägen des Bundes-
rates in vollem Umfang bei. Wir empfinden das 
als den richtigen Weg, den Außenbereich zu 
schützen. Es ist ein gutes Instrument, die Um-
weltverträglichkeitsprüfung hierbei auch als 
Maßstab einzuführen und wir glauben, dass dies 
einen längst überfälligen Schritt darstellt, um 
dieser Entwicklung im Außenbereich Rechnung 
zu tragen. Zudem werden darüber auch die 
Gemeinden gestärkt, dort, wo im Außenbereich 
diese Art von landwirtschaftlichen Betrieben oder 
großen Tierhaltungsanlagen gewollt sind, zu 
ermöglichen, auf das übliche Instrumentarium 
der Bauleitplanung zurückzugreifen. Das be-
deutet ja nicht, dass es dieses in bestimmten 
Städten nicht mehr gibt. Wenn eine Stadt sich mit 
diesen Betrieben identifiziert und die Planungs-
ziele so formuliert, dass sie diese Anlagen er-
möglichen will, dann kann sie das in Zukunft tun 
– nötigenfalls auch über ein Planverfahren. In-
soweit halten wir das dosierte Zurückfahren der 
Privilegierung auch für einen richtigen Schritt.  
 
Bezogen auf Ihre Frage nach den Kitas, Frau 
Herlitzius: Bis die Richterin oder der Richter 
gesprochen hat, gibt es nie Rechtssicherheit. 
Insoweit stimme ich Herrn Prof. Walter auch 
gerne zu. Wir wollen die Flexibilisierung in den 
reinen Wohngebieten. Und in der Planungspra-
xis ist es natürlich überhaupt nicht nachvoll-
ziehbar zu prüfen, ob denn die dortigen Kinder 
nun aus dem weiteren Umfeld kommen oder 
nicht. Das ist inzwischen – sei es durch Gut-
scheinsysteme, sei es aber auch durch die 
stadtweit erforderliche Zuweisung in der 
U3-Betreuung – einfach nicht mehr praxisge-
recht. Insofern muss womöglich das Risiko der 
Auswirkungen des Rückwirkungsverbots auch in 
Kauf genommen werden, wenn man hier auch 
eine gebietsoffene Regelung haben will, das 
heißt, wenn man in reinen Wohngebieten all-
gemein Kindertagesstätten für zulässig erklären 
möchte, unabhängig davon, wo die Kinder her-
kommen. Ich kann mir wirklich nicht vorstellen, 
wie das laufen soll, wer kontrollieren soll, wo die 
Kinder dann herkommen. Weder die Kitaleite-
rinnen und -leiter können das kontrollieren, noch 
die Bauaufsichtsämter. Insofern, denke ich, 
muss man dieses Risiko eingehen und den Weg 
so beschreiten. Eine Öffnung ist richtig und 
wichtig, um jetzt auch eine Signalwirkung zu 
geben, denn nachdem sich ja nun die Recht-

sprechung emissionsschutzrechtlich deutlich 
geäußert hat, muss planungsrechtlich auch 
nachgezogen werden. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als Nächstes, Herr 
Tschepe! 
 
Christfried Tschepe (BAK): Dankeschön! Die 
Regelungen im § 35 BauGB zum Außenbereich 
sind bereits in den letzten Novellen so aufge-
weicht worden, dass der Schutz des Außenbe-
reiches mit den heutigen Regelungen des § 35 
BauGB schon an vielen Stellen gefährdet ist 
bzw. für viele Kommunen, insbesondere im 
ländlichen Raum, kaum noch rechtsicher zu 
handhaben ist, also insbesondere ab § 35 Abs. 3 
bis 6 BauGB – die Außenbereichssatzung – stellt 
viele Bauordnungsämter, insbesondere im länd-
lichen Raum und in kleineren Kommunen vor 
große Probleme. Da gehen die jetzigen Novel-
lierungsvorschläge in eine richtige Richtung, 
setzen aber tatsächlich nur an wenigen Punkten 
an.  
 
Bei einer grundlegenden Überarbeitung wäre es 
sinnvoll, hier noch einmal ganz grundsätzlich 
anzusetzen. Einerseits muss gefragt werden, wie 
weit mit dem jetzigen § 35 BauGB überhaupt 
noch das Ziel „Schutz des Außenbereichs“ ge-
währleistet wird. Zum Zweiten: wie kann dieses 
zukünftig rechtsicherer angewendet werden? 
Man sieht es auch an den vielen Rechtstreitig-
keiten, die es zu diesem Thema gibt. In der 
zweiten Frage, dem Thema Kindertagesstätten, 
kann ich mich nur Herrn Prof. Walter und Herrn 
von Lojewski anschließen. Der momentane 
Vorschlag des Gebietsbezuges ist problematisch 
und schafft Potenzial für Rechtstreitigkeiten. Man 
darf hier nicht so sehr die Bebauungspläne im 
Blick haben. Es ist ja im Planspiel auch deutlich 
geworden, dass das reine Wohngebiet durch 
Bebauungspläne fast gar nicht mehr festgesetzt 
wird. Aber ganz wichtig ist diese Regelung der 
Baunutzungsverordnung für das faktische reine 
Wohngebiet, damit ich eben in den überwie-
genden ungeplanten Gebieten, die als reines 
Wohngebiet eingestuft werden, die Möglichkeit 
habe, Kindertagesstätten einzurichten. Der Ge-
bietsbezug ist ein ganz großes Hindernis und 
sollte nach unserer Auffassung eindeutig ge-
strichen werden. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als Nächster Kol-
lege Hacker! 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker (SPD): Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender! Ich habe zwei Fragen, 
jeweils eine Frage an Herrn Prof. Walter und eine 
Frage an Herrn von Lojewski. Ich fange an mit 
Herrn von Lojewski zum Thema § 24 BauGB, 
also dem allgemeinen Vorkaufsrecht. Sind Sie 
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der Meinung, dass die geltenden Regelungen im 
§ 24 BauGB für die Kommunen im Sinne einer 
steuernden Einflussnahme auf die Stärkung der 
Innenstädte ausreichen? Ich meine das insbe-
sondere auf den § 24 Abs. 2 BauGB bezogen, 
wo gegenwärtig geregelt ist, dass der Gemeinde 
das Vorkaufsrecht beim Kauf von Rechten nach 
dem Wohneigentumsgesetz oder den Erbbau-
rechten nicht zusteht.  
 
Meine Frage an Herrn Prof. Walter: Wir haben ja 
eine jahrelange Diskussion zum Thema Spiel-
hallenregulierung, in Berlin, aber auch in ande-
ren Städten. Hamburg ist da sicherlich auch ein 
Beispiel. Diese Diskussion greift die Bundesre-
gierung auf mit dem Vorschlag, dass jetzt eine 
Regelung zu Vergnügungsstätten „in städtebau-
lich nachteiliger Häufung“ in das Baugesetzbuch 
eingeführt werden soll – siehe hierzu § 9 BauGB 
– zwei Begriffe, die nicht so eindeutig im recht-
lichen Sinne sind. Deswegen meine Frage: Kann 
die Praxis in den Kommunen mit diesen beiden 
Begriffen umgehen? Ausgehend von der Dis-
kussion um die Spielhallen erfasst man mit dem 
Begriff Vergnügungsstätten im Grunde genom-
men jetzt auch Etablissements wie Bordelle oder 
bordellähnliche Einrichtungen? Und wie sehen 
Sie den zweiten Rechtsbegriff „städtebaulich 
bedenkliche Häufung“? Ist der Vorschlag, der 
jetzt in der Novelle enthalten ist, sachgerecht und 
würden die Kommunen einen solchen Vorschlag 
mittragen, der ja ganz offensichtlich und gewollt 
über das Thema Spielhallen hinausgeht? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr von Lojewski, 
Sie haben das Wort! 
 
Hilmar von Lojewski (BVkom): Herr Vorsit-
zender! Herr Abgeordneter, Sie greifen ja eine 
Regelung auf, die wahrscheinlich nicht so son-
derlich im Vordergrund steht und mit Sicherheit 
auch zu Widerspruch bei den Kollegen von Haus 
& Grund führt. Aber wir, die kommunalen Spit-
zenverbände, befürworten in der Tat den Vor-
schlag des Bundesrates, das Vorkaufsrecht 
dahingehend zu erweitern, dass auch im Woh-
nungseigentumsrecht, also für sogenannte 
WEG-Wohnungen, dass Vorkaufsrecht ausüben 
zu können. Daher würden wir es auch begrüßen, 
wenn die Regelung des § 24 Abs. 2 BauGB 
gestrichen würde. Warum tun wir das? Wir 
glauben, dass damit auch ein Teilbeitrag zur 
Bewältigung der vorhin schon erwähnten 
Schrottimmobilienproblematik geleistet werden 
kann und bieten auch gleich noch eine Differen-
zierungsmöglichkeit an. Um das nicht pauschal 
wirken zu lassen könnten wir uns vorstellen, 
dass es für eine solche Regelung der Erweite-
rung des Vorkaufsrechts entweder einer Satzung 
nach § 25 BauGB bedarf, also das besondere 
Vorkaufsrecht begründet wird oder/und diese 

Regelung in Erhaltungssatzungsgebieten nach 
§ 172 BauGB wirken sollte. Das wäre dann eine 
sehr differenzierte Einwirkungsmöglichkeit. Wir 
haben doch Evidenz in einer Reihe von Städten, 
wo es seitens der Stadt möglich gewesen wäre, 
zuzugreifen und Restwohnungen aufzukaufen, 
um sich in das Gesamteigentum einer solchen 
Schrottimmobilie zu versetzen. Dann könnte 
man auch entsprechend mit ihr umgehen, also 
sie wiederum dem Markt zuführen oder sie ab-
reißen. Das wäre ein durchaus gangbarer Weg. 
Daher: Unterstützung seitens der kommunalen 
Spitzenverbände für diesen Vorschlag des 
Bundesrates. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Walter, Sie 
haben das Wort! 
 
Prof. Jörn Walter (Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt, Hamburg): Zur Frage der 
Änderung der Thematik um die Vergnügungs-
stätten unterstütze ich im Grunde den Vorschlag 
der Bundesregierung. Man muss wissen, dass 
es zum Teil auch auf den Wunsch der Kommu-
nen zurückgeht, den Begriff der Vergnügungs-
stätte zu verwenden. Das hat den Hintergrund, 
dass die Lage natürlich in den einzelnen Städten 
auch etwas unterschiedlich ist. Allgemein kann 
man sagen, dass sehr viele in Teilbereichen mit 
den Spielhallen Probleme haben. Insoweit ist es 
das virulenteste Thema, das tatsächlich heute zu 
bekämpfen ist. Deswegen auch der ursprüngli-
che Gedanke, sich auf das Spielhallenthema zu 
beschränken. Es gibt aber eben auch eine Reihe 
von Kommunen, die mit der Frage Bordelle und 
Neusortierung in den Städten zu tun haben – mal 
unabhängig von der Frage, wie sich das lang-
fristig weiter entwickelt, weil ich eigentlich die 
These vertrete: Das geht zurück; das hat mit 
vielen anderen Umständen zu tun.  
 
Zum Kern zurück: Wir glauben, dass man mit 
dem Begriff der Vergnügungsstätte eigentlich auf 
dem richtigen Weg ist. Der Begriff der Vergnü-
gungsstädte ist auch nicht ganz neu, immerhin 
gibt es dazu auch eine Reihe von Gerichtsent-
scheidungen. Ich glaube, mit diesem Begriff 
kann man eigentlich vernünftig weiter umgehen 
und insoweit würden wir oder ich an dieser Stelle 
auch den Vorschlag unterstützen, wie er hier 
eingebracht ist, da er den Kommunen einen 
etwas größeren Spielraum gibt bei der Frage, 
welches Problem sie dann mit dieser Präzisie-
rung lösen wollen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Bluhm! 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Danke Herr 
Vorsitzender! Ich habe eine Frage an zwei 
Sachverständige, einmal an Herrn Mattner und 
einmal an Herrn von Lojewski. Sie haben in ihrer 
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Stellungnahme – zumindest Herr Mattner – 
begrüßt, dass die Akzeptanz von Stadt und 
Projektentwicklung durch Bürgerbeteiligung 
gefördert werden soll. Und Sie begrüßen eben-
falls die Neuaufnahme des Begriffs „Mediation“ 
im § 4b BauGB. Meine Frage an sie beide ist: 
Reicht die Novellierung an dieser Stelle aus oder 
gibt es aus Ihrer Sicht jeweils weitere, bessere 
Möglichkeiten der Regelung, sodass die Bür-
gerbeteiligung, insbesondere bei Großprojekten, 
bei denen wir wissen, dass wir ja Akzeptanz-
probleme haben, wenn sie sich in der Entwick-
lung auch über viele Jahre hinziehen, weiter-
gehend geregelt werden sollte? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Mattner!  
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Herr Vorsitzender! 
Frau Abgeordnete, wir bewegen uns hier natür-
lich in einem Feld, in dem es vor allen Dingen um 
die Anwendung von Vorschriften und Verfahren 
geht, weniger um das Erfordernis von Neurege-
lungen. Es ist Vieles geregelt in diesem Zu-
sammenhang. Wir fänden es allerdings 
unterstützenswert, dass eine solche Mediation 
auch durch Dritte getätigt werden kann. Im Zeit-
alter von social media existiert ja inzwischen ein 
ganzes Feld, dass sich mit sehr viel Professio-
nalität um die Durchführbarkeit solcher Verfah-
ren kümmert, z.B. besondere Plattformen, die 
sich mit solchen Projekten beschäftigen. Wir 
finden es schon richtig, dass Dritte, vielleicht 
sogar Firmen, die sich darauf spezialisieren, dies 
durchführen können, um das auch als Angebot 
an die Kommune zu geben. Die Kommune wäre 
sonst in der Verpflichtung, sich selbst mit solchen 
technischen Möglichkeiten zu beschäftigen.  
 
Ich habe bereits gesehen, dass die eine oder 
andere Kommune hierfür Spezialisten einstellt, 
die im Bereich von IT und social media bewan-
dert sind. Das hat den Nachteil, dass man dafür 
natürlich Gelder zur Verfügung stellen muss, 
übermorgen die Technik schon wieder anders ist 
und das zu Ausgaben bei den Kommunen führt, 
die vielleicht gar nicht nötig sind. Wir glauben, 
dass es genug Regelungsmaterie dazu gibt. Es 
ist wichtig, sehr frühzeitig die Bürger einzubin-
den. Es ist nur eine Frage der Anwendung, das 
ist sehr professionell zu machen. Da gibt es viele 
gute Dinge, die sich die Kommunen schon 
ausgedacht haben, um in den vielfältigsten 
Formen die Bürger rechtzeitig an der Plandis-
kussion zu beteiligen. Wenn wir meinen, man 
muss sich den modernen Herausforderungen 
stellen – ich habe ja die social medias erwähnt – 
dann kann das auch durch die Begleitung von 
Dritten erfolgen und professionell gemacht 
werden. 
 

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Mattner! Herr 
von Lojewski! 
 
Hilmar von Lojewski (BVkom): Herr Vorsit-
zender, Frau Bluhm, wir glauben nicht unbedingt, 
dass das zu einer Qualitätssteigerung beitragen 
wird. Vor allem müssen wir uns vor Augen füh-
ren, dass daraus nicht die falschen Schlüsse 
gezogen werden, denn – Mediation hin oder her 
– am Ende des Tages hat der Rat der Gemeinde 
oder einer Stadt zu entscheiden und das Ab-
wägungsergebnis zu würdigen. Man kann 
durchaus die Gefahr sehen, dass ein solches 
Mediationsergebnis 1:1 übernommen wird und 
man es sich mit der Abwägungsentscheidung in 
Ratsentscheidungen damit etwas leichter macht. 
Das wäre dann in der Tat rechtsfehlerhaft. In-
sofern wird aus unserer Sicht da schon auch ein 
Weg eröffnet, der auch an dem Grundgerüst der 
Abwägung zu rütteln versucht. Der Begriff der 
Mediation ist ja, wie Sie wissen, dem Zivilrecht 
entlehnt. Hierbei werden gerichtliche Verfahren 
auf dem Wege der Mediation zu einem schied-
lichen Abschluss gebracht. Da ist es ja so, dass 
die Richterin oder der Richter dieses Mediati-
onsergebnis festhält und für beide Seiten für 
verbindlich erklärt. In der Abwägung ist dies aber 
nicht der Fall. Hier hat der Stadt– bzw. Ge-
meinderat unverändert darüber zu entscheiden. 
Insofern ist uns wichtig, dass es dazu eine sehr 
deutliche Klarstellung in der Begründung des 
Gesetzes gibt, sollte man jetzt diesen Weg ge-
hen wollen. Denn eine Bindungswirkung des 
Mediationsergebnisses ist nicht gleichbedeutend 
mit einer Abwägungsentscheidung des Stadtra-
tes. Das Mediationsergebnis kann gleichwohl 
eingebracht werden, aber es kann und wird 
womöglich im Stadtrat modifiziert werden müs-
sen. Deshalb warnen wir davor, mit diesem 
Begriff Augenwischerei zu betreiben. Die Ab-
wägungsarbeit und die Abwägungsentscheidung 
ist nach wie vor eine gemeindliche Tätigkeit. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes ist der 
Kollege Götz dran. Ich habe an Meldungen, nach 
dem Kollegen Götz, Kollegin Müller, Kollegin 
Wagner, Kollege Döring, Kollege Hacker und 
Kollegin Bluhm und dann nochmal Kollegin Her-
litzius und Kollege Jarzombek. Kollege Götz! 
 
Abg. Peter Götz (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender! Ich hätte nochmal eine Frage an 
den ZIA. Sie haben in Ihrer Stellungnahme an-
geregt, Herr Dr. Mattner, dass Markttransparenz 
und Marktbeobachtung eine größere Rolle 
spielen sollten. Da würde uns interessieren, wie 
Sie sich das vorstellen vor dem Hintergrund 
dessen, dass wir auch das Ziel haben, ein Stück 
weit Bürokratie abzubauen und Kosten zu redu-
zieren. Könnten Sie da vielleicht noch etwas 
konkreter werden?  
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Eine zweite Frage hätte ich an Herrn Strauss. 
Der Deutsche Bauernverband geht in seiner 
Stellungnahme – und Herr Dr. Born hat dies ja 
vorhin auch in seinen Ausführungen zum Aus-
druck gebracht – davon aus, dass der § 1a 
BauGB, wo eine Verstärkung der Innenentwick-
lung eine wichtige Rolle spielt, nicht deutlich 
genug ist, also als Soll-Bestimmung nicht aus-
reiche, so habe ich Sie verstanden, Sie hätten 
hier gerne eine verpflichtende Regelung in 
Richtung eines Leerstandsbrachflächen-
katasters als zwingendem Kriterium. Mich würde 
interessieren, ob dies bereits bei den Plan-
spielgemeinden eine Rolle gespielt hat? Wenn 
ja, wie? Und wie ist Ihre Beurteilung zur Auf-
nahme weiterer Kriterien ins Baugesetzbuch, die 
dazu führen, dass die Kommunen gezwungen 
werden, Baulückenkataster oder Leerstands- 
kataster oder solche Dinge zu erstellen?  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Mattner! 
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Herr Vorsitzender, 
Herr Abgeordneter, wir wollen bestimmt nicht in 
den Geruch geraten, hier noch mehr Bürokratie 
zu verursachen, das liegt uns fern. Nur haben wir 
es natürlich schon mit einem Problem zu tun, von 
dem wir meinen, dass man am Anfang etwas 
machen muss, um nachher größeren Aufwand 
zu vermeiden. Insofern sehen wir es sogar als 
einen Beitrag zum Bürokratieabbau, wenn wir 
nach mehr Markttransparenz verlangen. Wenn 
man heutzutage in der Stadtentwicklung ver-
nünftige Entscheidungen treffen will, dann 
braucht man einfach mehr Daten und Fakten. 
Und es liegen einfach zu wenig vor. Wir haben ja 
heute schon immer wieder etwas über das 
Thema Mietenentwicklung – direkt oder mittelbar 
in den Stellungnahmen – gehört. Hätte man 
rechtzeitig eine vernünftige Datenbasis gehabt, 
dann wären wir in den großen Ballungszentren 
nicht in diese Situation gekommen. Ich komme 
selbst auch aus Hamburg. Ich weiß, dass ich 
zwei Jahre bevor diese große Diskussion losging 
schon davor gewarnt habe, dass wir wieder in 
einen Engpass laufen und Wohnungsnot haben 
werden. Unisono waren alle unserer städtischen 
Wohnungsgesellschaften und Behörden der 
Auffassung, dass dies nicht passieren wird – und 
es ist doch passiert. Warum? Weil wir keine 
vernünftige Datengrundlage hatten. Es gibt eine 
Art Benchmarking, das von einer großen Firma 
namens Jones Lang LaSalle herausgegeben 
wird, wo man einschätzt, wo Deutschland in 
Sachen Markttransparenz international steht. 
Dort rangieren wir auf Platz 12, ganz weit hinten, 
gegenüber anderen Immobilienmärkten, die dort 
bessere Fakten sammeln. Wenn man verant-
wortlich handeln will, braucht man also Informa-
tionen über Mietenentwicklungen und über 
Kaufpreise und vieles mehr. Das hilft nicht nur 

dem Staat, um vernünftig zu handeln, sondern 
ebenso den Investoren, denn sie brauchen na-
türlich auch vernünftige Investitionsgrundlagen 
oder Entscheidungsgrundlagen für ihre Investi-
tionen, da sie sonst auch ihre Mittel fehlallokie-
ren. Man kann das regeln. Wir haben zu einigen 
Details – damit will ich Sie hier nicht aufhalten – 
Vorschläge gemacht. Das betrifft die §§ 195 und 
197 BauGB. Der entscheidende Ansatz ist aber, 
erst einmal den Grundsatz festzuhalten. Das 
betrifft den § 198 BauGB und kommt übrigens 
auch als Anregung vom Bundesrat. Da heißt es, 
dass die Gutachterausschüsse und die oberen 
Gutachterausschüsse, die bundesweite Grund-
stückstransparenz fördern sollen – also im 
Grunde einen Appell, in diese Vorschrift hinein-
zugehen, um das zu regeln. Das Know-how ist in 
den Gutachterausschüssen vorhanden. Man 
muss es nur regeln, um das zu tun. Man wird 
dann dort eine Stelle brauchen, die die Daten 
und Fakten sammelt. Das wird nochmal Aufwand 
bedeuten und auch ein bisschen Geld kosten. 
Wir haben Informationen, dass der Betrag ir-
gendwo im fünfstelligen Bereich liegen sollte, um 
diese Stelle zu schaffen, die diese Fakten und 
Daten sammelt. Aber es hilft, um am Ende der 
Kette Millionen zu sparen.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächster, Herr 
Strauss. 
 
Wolf-Christian Strauss (Difu): Vielen Dank für 
die Einladung. Ich vertrete Herrn Dr. Bunzel, der 
eigentlich eingeladen war, aber gestern kurzfris-
tig erkrankt ist und mich gebeten hat, ihn zu 
vertreten. Zur Frage des § 1a BauGB: Generell 
haben die Planspielkommunen mitgeteilt, dass 
das Ziel der Innenentwicklung einhellig geteilt 
wird. Das entspricht in der Regel auch den Zie-
len, die die Kommunen ohnehin bereits in ihrem 
Handeln verfolgen.  
 
Die Fragen der Sollbestimmung und eines 
Leerstandskatasters werden allerdings etwas 
unterschiedlich gesehen. Da muss zwischen den 
Kommunengrößen unterschieden werden. Die 
eher größeren Kommunen im Planspiel haben 
darin keine größeren Probleme gesehen, da sie 
solche Instrumente in der einen oder anderen 
Form bereits nutzen oder im Zuge der Aufstel-
lung von Flächennutzungsplänen etwas erstellt 
haben, was sie für fortschreibungsfähig halten. 
Teilweise wird es kontinuierlich betrieben. Die 
kleineren Kommunen im Planspiel, also die sehr 
kleinen Kommunen wie Witmund und Alling, 
sahen es etwas kritischer, weil dort im Zweifel 
auch bei der Aufstellung des Flächennutzungs-
plans solche Dinge nicht entwickelt worden sind 
und nicht vorliegen. Dort wird eingeschätzt, dass 
es unter Umständen sehr arbeitsintensiv und 
kostenintensiv sein könnte, etwas Derartiges 
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kontinuierlich zu pflegen, also auch bei einem 
bestehenden Flächennutzungsplan. Wenn man 
jetzt einen B-Plan neu aufstellt, müsste es dann 
neu angelegt werden. Allerdings waren die Dis-
kussionen nicht einhellig und es gab auch die 
Bitte, im Zweifel im Einführungserlass nochmal 
etwas auszulegen, wie weitreichend diese 
Soll-Bestimmung ist.  
 
Ein weiterer Punkt, der von den kleinen Ge-
meinden aufgebracht wurde, war das Stichwort 
„Verfügbarkeit von Mindernutzung“. Also die 
Frage eines Potenzialflächenkatasters – nicht 
richtiger Leerstand, aber Potenzialflächen, wo 
vielleicht eine Brache ist oder gar noch eine 
„Schrottimmobilie“ drauf steht. Es ist ungeklärt, 
inwieweit diese Mindernutzungen tatsächlich 
erreichbar sind. Also stehen sie überhaupt zur 
Verfügung? Werden sie liegengelassen aus 
persönlichen Erb- oder sonstigen Gründen? 
Kann man bestimmte Flächen überhaupt als 
freies Potenzial bewerten? Danke! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als Nächstes, Kol-
legin Müller. 
 
Abg. Petra Müller (FDP): Es reizt mich ja jetzt 
schon fast, etwas zu den Katastern zu sagen. 
Aber ich bin ja kein Gutachter. Ich hätte eine 
Frage an Herrn Dr. Mattner. Sie werden gerade 
viel gefordert. Sind Sie der Meinung, dass der 
vorliegende Gesetzentwurf dem demographi-
schen Wandel der Flächeninanspruchnahme – 
wie ich das eben schon ausgeführt habe –, also 
der Zersiedelung, ausreichend gerecht wird? 
Zweite Frage: „Schrottimmobilien“. Diesmal nicht 
Dr. Warnecke. Würden Sie den Rückbau von 
„Schrottimmobilien“ und die Bewertung und 
dabei die Inanspruchnahme des Eigentümers 
auf Höhe des Wertgutachtens des Grundstücks 
als ausreichend erachten? Beide Fragen an 
Herrn Dr. Mattner. 
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Herr Vorsitzender, 
Frau Abgeordnete! Bezogen auf den Außenbe-
reich würde ich gerne noch anfügen, dass man 
das Kind nicht mit dem Bade ausschütten sollte, 
um dieses Bild zu bemühen. Aber wir finden es 
richtig, dass der Innenstadtbereich gestärkt wird. 
Im Außenbereich sollte es bei einer Sollvorschrift 
– so wie es auch angedacht ist – bleiben, denn 
wir haben natürlich auch bereits vorhandene 
Entwicklungen zu berücksichtigen. Ich möchte 
da etwa die Logistikansiedlung nennen, die nicht 
nur da ist, sondern auch künftig noch da sein 
muss. Wir leben in Deutschland in einer Indust-
rie- und Handelsgesellschaft. Wenn wir im Au-
ßenbereich Restriktionen vorsehen würden, die 
etwa Ansiedlung von Logistik-Hubs und ähnli-
chen Dingen nicht mehr möglich machten, dann 
hätten wir ein Riesenproblem, weil wir dort die 

Wirtschaft empfindlich treffen würden. Etwas 
Ähnliches gilt ja auch für große Betriebe mit nicht 
zentrenrelevanten Einzelhandelssortimenten. 
Diese werden nicht immer in die Stadt passen; 
das ist leider nun mal so. Unser Beispiel in 
Hamburg mit einem IKEA in der Innenstadt, 
lieber Prof. Walter, wird leider die große Aus-
nahme bleiben. Wir brauchen auch Flächen 
draußen, um Möbel und ähnliche Sortimente 
abdecken zu können.  
 
Außerdem bleibt noch die Frage: Wie geht man 
eigentlich – auch das ist uns ein Herzensanlie-
gen – mit vorhandenen Systemen um, die den 
heutigen Maßstäben, die Sie sich jetzt zu Recht 
setzen – die grüne Wiese zurückzudrängen und 
die Innenstadt zu stärken – vielleicht wider-
sprechen würden, aber dennoch da sind. Es sind 
in den letzten Jahrzehnten sehr große Ansied-
lungen auf der grünen Wiese erfolgt, welche 
einen riesigen volkswirtschaftlichen Wert haben. 
Diese beherbergen eine Fülle von Arbeitsplätzen 
und nehmen wichtige Versorgungsfunktionen 
wahr. Man kann diese Ansiedlungen natürlich 
nicht einfach „wegrasieren“, sondern muss eine 
Lösung finden, um sie weiter aufrecht zu erhalten 
und zumindest in Teilen weiterentwickeln zu 
können, ohne sie vielleicht zu vergrößern.  
 
Beim Thema „Schrottimmobilien“ ist, glaube ich, 
fast alles gesagt worden. Ich kann nur noch 
hinzufügen, welcher Meinung ich bin. Ich glaube, 
besonders gut hat es Prof. Walter heraus gear-
beitet, bei den beiden Linien, die jetzt inzwischen 
durch ihr Zusammenspiel vertreten wurden. Also 
ich würde der anderen Linie folgen wollen und an 
dem Punkt den Weg über eine – jetzt sage ich es 
zwar als Immobilienvertreter, nehme es aber 
nicht so gern in den Mund – Wertabschöpfung 
versuchen. Das Thema „Schrottimmobilien“ ist 
eine schwierig zu lösende Aufgabe; das ist, 
glaube ich, heute schon deutlich geworden. Sie 
wissen, dass die entsprechenden Herrschaften 
oft gar nicht mehr auffindbar sind. Oder sie sind 
vielleicht gar nicht mehr wirtschaftlich in der 
Lage, das zu tun. Wie gehen wir damit um? 
Hinsichtlich des anderen Weges, den Prof. 
Walter heraus gearbeitet hat, habe ich auch 
verfassungsrechtliche Bedenken, so wie es vom 
Grundeigentümerverband gesagt wurde. Ich 
glaube nicht, dass das gerichtlich haltbar wäre, 
sie einfach schlicht in Anspruch zu nehmen. 
Deswegen ist der Weg, bei der Wertsteigerung 
anzusetzen, die in der Regel damit verbunden 
sein müsste, und eine Abschöpfung vorzuneh-
men, das, was gerade wahrscheinlich eigen-
tumsrechtlich vertretbar ist. 
 
Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen. Eine an Herrn 
von Lojewski und eine weitere an Herrn 
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Tschepe. An Herrn von Lojewski möchte ich eine 
Frage richten, die jetzt auch an das anknüpft, 
was Herr Dr. Mattner gerade gesagt hat, also die 
Paragraphen im BauGB, welche sich auf ver-
wahrloste Immobilien bzw. „Schrottimmobilien“ 
beziehen, also deren Rückbau und Entsiege-
lung, aber auch zum Beispiel Sanierungspflich-
ten und die Frage der Beteiligung der Eigentü-
mer. Finden Sie die Möglichkeiten, welche den 
Kommunen dabei an die Hand gegeben werden, 
ausreichend? Und sehen Sie die Möglichkeit der 
Eigentümer, sich zu entziehen, als angemessen 
an oder als zu ausgeprägt? 
 
Die Frage an Herrn Tschepe bezieht sich auf den 
§ 17 in Verbindung mit § 34 BauGB, also die 
erleichterte Nachverdichtung und die Regelung 
im § 34, die jetzt verändert werden soll, dass sich 
An- und Umbauten von zulässig errichteten 
Gebäuden künftig nicht mehr an die umgebende 
Bebauung anpassen müssen. Das Ganze zielt ja 
darauf, im unbeplanten Innenbereich mehr 
Wohnraum zu schaffen und eine Nachverdich-
tung zuzulassen. Es birgt aber natürlich auch ein 
Risiko. Deshalb möchte ich Sie als Architekten 
fragen, wie Sie es einschätzen, dass sich ganze 
Stadtteile völlig verändern, ihren Charakter 
komplett verlieren und dass das Bauamt künftig 
nur noch sehr bescheidene Möglichkeiten hat, 
dahingehend einzugreifen, dass der Stadtteil in 
sich noch einigermaßen ansprechend und ho-
mogen aussieht – sagen wir das mal so. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Kollegin Wagner. 
Herr von Lojewski, Sie haben das Wort. 
 
Hilmar von Lojewski (BVkom): Wir sind aus-
gesprochen davon angetan, dass der Bundesrat 
auf der Basis des Regierungsentwurfs einen 
weitergehenden Vorschlag entwickelt hat. Dieser 
Vorschlag kam, aus einer unserer Mitgliedstädte, 
der Hansestadt Bremen. Und wir halten es, wenn 
man dieses Instrument bewähren will, für die 
Kommunen für unabweisbar, die Eigentümer 
heranzuziehen. Der springende Punkt ist ja: was 
ist verfassungskonform und was wäre nicht mehr 
verfassungskonform? Die Zielrichtung des 
Bundesratsvorschlags, die Eigentümer mit her-
anzuziehen, unterstützen wir in vollem Umfang 
und sähen ihn gerne auch weiter verfolgt. Wir 
sind da, ähnlich wie bei der vorhin auftauchen-
den Frage der Rückwirkungsthematik bei den 
reinen Wohngebieten und den Kindertagesstät-
ten, immer im Dilemma mit der Rechtsprechung. 
Selbst die Gesetzgeber wissen nicht im Vorhi-
nein, was vor Gericht passieren wird. Aber wir 
sind der Auffassung, dass es durchaus auch den 
Rückbezug – so wie Prof. Walter es aufgetan hat 
– zu vergleichbaren Fallgestaltungen gibt. Die 
Grenze zur Enteignung dürfte weitaus weiter 
gespannt sein als das, was da an Verkehrswert 

vorhanden ist und was bei solcher Art von ver-
nachlässigten Immobilien noch an Restwert 
vorhanden ist – ob es nun die Differenz der 
Wertsteigerung ist oder der Verkehrswert des 
Grundstücks selber. Wir wünschen uns aus 
kommunaler Sicht natürlich das Optimum. Wenn 
die Stoßrichtung klar ist, wird man sich womög-
lich auch auf einen Kompromiss einlassen kön-
nen. Aber wichtig ist uns, dass dieses Instrument 
bewehrt wird. Das war es bisher – die Fallzahlen 
haben es gezeigt – nicht. Bewehrung bedeutet 
eben auch ein Wiedereinspielen der Kosten für 
die Gemeinde im größtmöglichen Umfang. 
 
Christfried Tschepe (BAK): Zum § 17 Baunut-
zungsverordnung hatte ich vorhin bereits aus-
geführt, dass es in jedem Fall ein Schritt in die 
richtige Richtung ist und es wäre sinnvoll, dann in 
einer weiteren grundlegenden BauNVO-Novel- 
lierung die Maßobergrenzen, so wie sie heute 
deutschlandweit einheitlich geregelt sind, in 
Frage zu stellen. Diese sind heute so nur noch 
schwer zu vermitteln. Zum Thema des § 34 
müssen zwei Aspekte beachtet werden. Das 
eine – was ich vorhin mal so in den Raum ge-
worfen hatte, was jetzt sicherlich keine ganz 
schnelle Geschichte darstellt – ist: die Nut-
zungsmischung. Sich eben von den Bauge-
bietstypen der Baunutzungsverordnung zu lö-
sen, indem man möglicherweise auf den § 34 
Abs. 2 – den es ja auch nicht von Anfang an gab 
– verzichtet, und das Thema „einfügen“ wirklich 
nur am § 34 Absatz 1 orientiert, ohne dass man 
einen Bezug zu den Baugebietstypen in § 34 
Abs. 2 herstellt.  
 
Der § 34 Abs. 3a BauGB, den es ja zwischen-
zeitlich schon mal nicht gab, weil man rechtliche 
Bedenken hatte, dass etwas für zulässig erklärt 
wird, was sich eigentlich nicht einfügt, also ei-
gentlich nicht zulässig ist, der dann aber auf-
grund bestimmter Wünsche aus der Praxis 
wieder eingeführt wurde und nun jetzt nochmal 
erweitert wird. Dieser zielt ja nun vor allem oder 
ausschließlich auf den Absatz 1 und nicht auf die 
Nutzungsmischung ab. Für die Nutzungsmi-
schung hilft er uns nur insofern, als dass er eine 
vorhandene Nutzungsmischung im Bestand 
sichert oder aber erleichtert. Es ist sicherlich 
denkbar, dass von der vorsichtigen Formulierung 
vom Erfordernis des Einfügens im Einzelfall 
abgewichen werden kann und er die Verant-
wortung weitgehend in die Hand der Kommunen 
legt. Da vertraue ich mal auf die Kolleginnen und 
Kollegen in den örtlichen Ämtern, dass sie da so 
sorgfältig und angemessen mit umgehen, dass 
das auch städtebaulich vertretbar ist. Auch da 
hoffe ich, dass städtebauliche Ausreißer, wenn 
das vernünftig angewendet wird, so nicht pas-
sieren. Aber eine letzte Sicherheit haben wir 
natürlich nicht und es bleibt natürlich der Makel, 
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dass dieser Absatz 3a eigentlich rechtssystema-
tisch problematisch ist, da er eine Regelung, die 
eindeutig ist, praktisch hinten herum wieder 
aufweicht. Das könnte unter bestimmten Um-
ständen immer mal angegriffen werden.  
 
Eine letzte Anmerkung, nur weil Sie mich als 
Architekt angesprochen haben: Ich bin hier zwar 
als Vertreter der Bundesarchitektenkammer, bin 
aber von Hause aus Stadtplaner. Die Hessen 
habe es schön gelöst: In Hessen heißt es „Ar-
chitekten- und Stadtplanerkammer“. Dies macht 
deutlich, dass beide Berufsrichtungen vertreten 
sind.  
 
Abg. Patrick Döring (FDP): Ich möchte eine 
Bemerkung machen und dann eine Frage stel-
len. Zu der Diskussion um das gewerbliche Spiel 
erlaube ich mir den Hinweis, dass in einem an-
deren Ressort der Bundesregierung die Spiele-
verordnung derzeit novelliert wird und die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen für gewerbliches 
Spiel doch deutlich verändert werden können, 
sodass sich das automatisch auch auf die An-
siedlungsdichte auswirken wird. Man muss eben 
auch aufpassen, dass man nicht alle Probleme 
über das Baurecht zu lösen versucht. Ich habe 
aber eine Frage an Herrn Dr. Warnecke und 
Herrn Dr. Mattner zu einem Thema, welches 
zwar im Moment nicht Gegenstand des Ge-
setzgebungsverfahrens ist, aber – da wir uns ja 
in einem offenen Verfahren befinden – vielleicht 
noch werden könnte. Es hat zu Beginn dieser 
Woche in einer großen deutschen Tageszeitung 
die Berichterstattung über die Entwicklung von 
Erhaltungssatzungen nach § 172 BauGB ge-
geben, wonach zunehmend sehr stark gehäuft 
Erhaltungssatzungen angewendet werden, um 
städtebaulich wünschenswerte Ziele zu errei-
chen und damit gegebenenfalls auch miss-
bräuchliche Entwicklungen in Quartieren zu 
vermeiden. Es gibt ja einen prominenten Fall hier 
in Berlin. Allein in München gibt es in nur einer 
Stadt 14 Erhaltungssatzungen, womit München 
Spitzenreiter ist, wenn ich das richtig sehe. 
Deshalb meine Frage: Wie bewerten Sie diese 
Entwicklung? Ähnlich wie dieser Bericht oder 
nehmen Sie etwas anderes wahr? Sehen Sie 
Änderungsbedarf oder die Notwendigkeit für 
Änderungen im § 172 BauGB? 
 
Vorsitzender: Herr Dr. Warnecke, Sie haben 
das Wort! 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Wir sehen diese Entwicklung, nehmen sie wahr 
und beurteilen sie äußerst kritisch. Das von 
Ihnen angesprochene Beispiel hier in Pankow ist 
in der Tat rekordverdächtig – was das, ich sage 
mal, Negative angeht. So muss man ganz klar 
sagen, dass Pankow – nur zur Verdeutlichung: 

mit 380.000 Einwohnern ist dies ja kein kleiner 
Stadtbezirk – zu den sechs Maßnahmen, die 
künftig nicht mehr genehmigt werden, zählen 
zwei, die den Kern der energetischen Gebäu-
desanierung betreffen.  
 
Das eine ist das Verbot von Fußbodenheizungen 
und das andere das Verbot, Wärmedämmung 
über das gesetzliche Maß hinaus im Gebäude-
bestand durchzuführen. Zwei Anmerkungen 
dazu: Bei einer Fußbodenheizung denkt man im 
ersten Moment natürlich: „Mein Gott, das ist eine 
Luxuswohnung, die da entsteht“. Technisch ist 
es aber so, dass wir uns bei den erneuerbaren 
Energien – zum Beispiel bei Solaranlagen, die 
auf Dächern installiert werden, um Warmwasser 
und Heizungsenergie zu erzeugen – im Bereich 
von sehr niedrigen Temperaturen bewegen. 
Diese Anlagen setzen auch technische Anlagen 
in Gebäuden voraus, die mit niedrigen Tempe-
raturen arbeiten. Und das ist bei Heizungen eben 
ganz klassisch die Fußbodenheizung. Die Fuß-
bodenheizung ist keine Luxusheizung mehr, 
sondern sie ist in der Gebäudetechnik schlicht 
und ergreifend Stand der Dinge. Dass das über 
eine Erhaltungssatzung verboten werden kann, 
erschließt sich uns zumindest nicht. Das gleiche 
– das muss ich sicherlich nicht weiter ausführen 
– gilt für die Wärmedämmung. An allen Ecken 
und Enden werden wir im Bereich der Wärme-
dämmung vorangetrieben. Ich erwähnte bereits 
die Bundes-, Landes- und die europäische 
Ebene – und jetzt werden hier auf einmal auch 
noch Regelungen vorbereitet! Und die mögliche 
Ergänzung von Seiten des Bundesrates sieht 
vor, das Ganze noch ausweiten. Insofern halten 
wir das nicht für richtig und sehen eine einge-
schränkte Anwendung dieser Möglichkeiten. Das 
heißt wir erachten Sanierungssatzung und Hal-
tungssatzung tatsächlich nur für städtebauliche 
Zwecke als sinnvoll und richtig, aber bitte nicht 
für andere Zwecke, namentlich den Klimaschutz.  
 
Und das Zweite ergibt sich ja aus der Bundes-
tagsdrucksache 17/10846 von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Hinblick zum Beispiel auf Miet-
obergrenzen. Wir halten auch das nicht für einen 
Gegenstand, der im Baugesetzbuch zu regeln 
ist. Das, denke ich, sind Dinge, die man ander-
weitig regeln kann. Das ist eine mietrechtliche 
Frage. Wenn es nicht genug Wohnraum gibt, 
muss Wohnraum gebaut werden, müssen An-
reize geschaffen werden. Es wird keine Investi-
tionen in Wohnraum geben, wenn sich die Ob-
jekte nicht rentabel vermieten lassen. Wir sind 
auch aufgrund einer Vielzahl von gesetzlicher 
Vorschriften mittlerweile so weit, das bestätigt 
Ihnen jedes kommunale Wohnungsbauunter-
nehmen, dass selbst im sozialen Wohnungsbau 
– unterstellt, dass das einfache Wohnungen sind 
– eine Miete von 8,50 Euro pro Quadratmeter 
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das absolute Minimum ist. Andernfalls können 
Sie den Bau der Immobilie nicht finanzieren. 
Wenn Sie Mietobergrenzen ziehen – im Bereich 
Pankow zum Beispiel, die würden da weit da-
runter liegen, die ortsübliche Vergleichsmiete 
liegt dort unter diesen 8,50 Euro –, verhindern 
Sie jeglichen Wohnungsbau in diesen Gebieten. 
Das führt dann eben dazu, dass sich die Markt-
lage dort nicht entspannen kann. Aus unserer 
Sicht ist es deswegen auch eine Maßnahme, die 
nicht unter § 171 oder eine zu entsprechend 
erlassende Gemeindesatzung fallen sollte. Vie-
len Dank! 
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Eigentlich ist jetzt 
schon alles dazu durch den Verband Haus & 
Grund gesagt. Ich kann mich dem im Prinzip 
anschließen. Es zeigt wieder, dass man an den 
Symptomen rumdoktert, aber die Hausaufgaben 
vorne nicht gemacht hat, nämlich ausreichend 
neue Flächen auszuweisen und durch verein-
fachte Verfahren Investitionen zu schaffen. Ihre 
Frage geht aber noch dahin: „Muss man jetzt 
etwas an der Satzungsthematik ändern?“ Da 
meine ich allerdings, eine Erhaltenssatzung hat 
ja eigentlich eine andere Intention. Nur weil man 
diese jetzt falsch anwendet, oder sie so ver-
wendet, so weit auslegt, wie sie eigentlich nicht 
gedacht ist, muss man nicht gleich zwingend 
dieses wichtige Instrument in Frage stellen. Man 
wird sie weiter brauchen, nur muss man sie 
richtig auslegen. Es gibt ja noch andere Mög-
lichkeiten, für den Fall, dass man Bedenken hat, 
dass sie falsch angewandt wird. Man kann Sat-
zungen ja auch angreifen. Wenn jemand so völlig 
gegen die Intention des Gesetzgebers und Ve-
rordnungsgebers vorgeht, gibt es ja immerhin 
noch rechtlichen Schutz. Ich fände es aber schon 
besser, wenn es auf der politischen Ebene gar 
nicht dazu kommt; dass man nach anderen 
Wegen sucht, seine Probleme zu lösen und dann 
mit Instrumenten kommt, die ein Stück weit auch 
– so habe ich manchmal den Eindruck und Sie 
haben es ja auch auf die Mieten bezogen – 
populistisch angewandt werden, um von den 
eigentlichen Problemen abzulenken. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Kol-
lege Hacker! 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker (SPD): Ich habe 
jeweils eine Frage an Frau Krettek und an Herrn 
von Lojewski. Frau Krettek, ich komme nochmal 
auf den § 24 Abs. 1 BauGB zurück. Wir haben 
darüber heute auch schon gesprochen. Wer in 
die dortige Nr. 4 hineinschaut, findet keine 
Aussage zu Intensivtierhaltungsanlagen oder 
einen anderen Begriff. Dies ist ja praktisch das 
Produkt der Rechtsprechung aus den 1980er 
Jahren, mit dem wir uns heute beschäftigen. Vor 
diesem Hintergrund – und auch vor dem Hinter-

grund der Tatsache, dass diese Frage im Plan-
spiel erörtert wurde und bis auf die Gemeinde 
Alling dort alle Änderungsbedarf gesehen haben, 
und die Gemeinde Alling aber auch keine eige-
nen Erhebungen vorgelegt hat – frage ich Sie: 
Sehen Sie überhaupt eine Notwendigkeit, zwi-
schen dem § 34 Abs. 1 Nr. 1, also der eigentli-
chen landwirtschaftlichen Tierhaltung, und der 
gewerblichen Tierhaltung im Gesetz zu unter-
scheiden? Oder meinen Sie nicht, dass bei der 
Prüfung von solchen Anlagen gleich verfahren 
werden müsste? 
 
Herrn von Lojewski frage ich nochmal: Teilen Sie 
die Auffassung von Herrn Prof. Walter zum 
Thema „Vergnügungsstätten“? Sie als Vertreter 
der kommunalen Spitzenverbände müssten mit 
diesem Thema ja in den letzten Jahren auch 
konfrontiert worden sein. Schließen Sie sich also 
dieser Bewertung an? Es entspricht ja auch im 
Wesentlichen der Intention der Bundesregie-
rung, dass wir hier nicht über Spielhallen son-
dern über Vergnügungsstätten reden. Und 
würde das dann der Erwartung der Kommunen in 
Deutschland gerecht werden? Danke! 
 
Nicola Krettek (NABU): Ich gehe davon aus, Sie 
meinten § 35 Absatz 1 und 4. Das ist ein kitzliges 
Thema. Ich habe vorhin schon gesagt: Im Prinzip 
sollten Vorhaben, die bestimmte Umweltfolgen 
nach sich ziehen oder einen Abwägungsbedarf 
erwarten lassen, auch tatsächlich planerisch 
bewältigt werden. Demzufolge müssten wir na-
türlich unabhängig von der Betriebsform – ob das 
jetzt nun ein gewerblicher Betrieb oder ein 
landwirtschaftlicher Betrieb ist – alle gleich be-
handeln. Auf der anderen Seite kann der land-
wirtschaftliche Betrieb mit seinem originären 
Flächenbezug – wenn er denn tatsächlich noch 
da ist – eine gewisse Privilegierung erwarten. 
Sobald es natürlich wirklich an die 49, 51 Prozent 
Futtermittelbereitstellung auf den eigenen Flä-
chen herangeht, wird die Sache natürlich in der 
Tat fragwürdig.  
 
Vorsitzender: Wurde die Frage beantwortet? 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker (SPD): Die Frage 
wurde sehr gut beantwortet, nur in einem Aspekt 
nicht. Ist da nicht die Frage entscheidend, wie 
groß der Tierbestand ist und nicht wie groß die 
Hektarfläche ist und deren Prozentsatz? 
 
Nicola Krettek (NABU): Es gibt einmal natürlich 
die Definition der Landwirtschaft, was ein land-
wirtschaftlicher Betrieb ist. Und dann gibt es 
natürlich die Vorgaben der UVP-Grenzen. Das 
ist klar, wenn auch ein gewerblicher Betrieb 
knapp unterhalb der Grenze bleibt, verringert das 
den Spielraum. Aber das Problem haben Sie mit 
Grenzwerten immer, dass Sie – sobald sie kurz 
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unterhalb dieser Grenze bleiben – möglicher-
weise nicht in den Privilegierungsvorbehalt 
kommen. Oder sie rutschen gerade darüber.  
 
Hilmar von Lojewski (BVkom): Herr Abgeord-
neter, Sie fragten nach dem Spielhallenbe-
bauungsplan, § 9 Abs. 2b BauGB. Ich denke, das 
ist eine gute Gelegenheit, seitens der kommu-
nalen Spitzenverbände nochmal zum Ausdruck 
zu bringen, dass wir die Art und Weise der Er-
arbeitung des Gesetzes seitens des Ministeri-
ums sehr begrüßen. Denn es ist ja auch ein 
Ausfluss der konkreten Diskussion, beispiels-
weise in den Berliner Fachgesprächen zum 
Bauplanungsrecht, die Empirie aufzunehmen 
und dann tatsächlich so umzusetzen, wie es hier 
im Gesetzentwurf getan worden ist. Wir begrü-
ßen es also ausdrücklich, dass die Steue-
rungsmöglichkeiten nicht mehr auf im Zusam-
menhang bebauten Gebiete nach § 34 Absatz 1 
beschränkt sind, sondern sich nun auch auf § 34 
Abs. 2, also die typologisch eindeutig zuordbaren 
Gebiete erstreckt. Wir finden, dass das die rich-
tige Möglichkeit ist, um entgegenzuwirken. 
Fraglos werden wir dieses Instrument auch gern 
eingesetzt sehen. Es macht schon Sinn, es so 
auf den Weg zu bringen, auch wenn das Spiel-
hallenproblem sich perspektivisch vielleicht auf 
die eine oder andere Weise selbst erledigt, sei es 
durch neue Verordnungen, sei es vielleicht durch 
weniger Spielleidenschaft.  
 
Wir haben, was den Begriff der Vergnügungs-
stätte angeht, noch ein bisschen differenziertere 
Meinungen als Prof. Walter. Das liegt daran, 
dass wir natürlich schon eng an der juristischen 
Fachliteratur arbeiten und wir schon das Problem 
sehen, dass nicht alle darunter auch die bor-
dellähnlichen Betriebe und die Bordelle, subsu-
mieren. Aber ich glaube, dem kann man relativ 
einfach abhelfen, indem das in der Begründung 
zum Gesetzestext auch klargestellt wird. Damit 
wären alle Plananwender auch auf der sicheren 
Seite. 
 
Vorsitzender: Kollegin Bluhm! 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Ich habe 
abschließend nochmal zwei Fragen. Die erste 
Frage geht an Herrn Dr. Warnecke. Sie haben 
vorhin in Ihren Ausführungen zum Ausdruck 
gebracht, dass im Durchschnitt in Deutschland 
die Mieten gesunken sind. Ich würde Sie fragen 
wollen, auf welcher Basis Sie diese Erkenntnis 
gewonnen haben; ob sich die Aussage auf die 
gesamten Wohnkosten von Mieterinnen und 
Mietern in Deutschland bezieht oder welche 
Teile von Miete Sie in diesem Zusammenhang 
gemeint haben. Und die zweite Frage hätte ich 
gerne an Herrn Strauss gestellt. Herr Strauss, wir 
haben jetzt sehr viel über einzelne Änderungs-

vorschläge im Zusammenhang mit der Novelle 
gesprochen. Ich würde von Ihnen gerne wissen 
wollen – Sie haben ja auch eine sehr umfang-
reiche Stellungnahme abgegeben – worin Sie 
weiteren, über den jetzt diskutierten Bedarf 
hinausgehenden Regelungsbedarf für das 
Baugesetzbuch sehen? Gibt es aus Ihrer Sicht 
Baustellen, die bisher nicht betrachtet worden 
sind? Oder die gegebenenfalls notwendiger-
weise auch noch aufgenommen werden sollten? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Kollegin Bluhm! Herr 
Dr. Warnecke. 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Frau Bluhm, wir stützen uns bei unseren Zahlen 
– namentlich im Hinblick auf die Mieter – aus-
schließlich auf die Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes. Die müssten – korrigieren Sie 
mich! – Fachreihe 17, Fach 7 entstammen. Aber 
ich werde das gern nochmal prüfen. Ich habe es 
jetzt gerade nicht alles im Kopf, aber es sind 
ausschließlich die Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes. Die genannten 0,8 Prozent sind 
vor zwei Wochen vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlich worden. Das sind also die Zahlen 
für 2012. Hiernach sind die Mieten in Deutsch-
land real um 0,8 Prozent im Jahr 2012 gesunken. 
Die übrigen Zahlen sind ebenfalls ausschließlich 
vom Statistischen Bundesamt. Wir beziehen uns 
dabei auf die Mieten, also das, was früher Miet-
zins hieß – die Nettomiete, das, was der Mieter 
an den Vermieter für die Nutzung des Wohn-
raums bezahlt. Die Kosten des Wohnens hin-
gegen – da haben Sie in der Tat recht – sind 
stark gestiegen. Das lässt sich im Wesentlichen 
auf zwei Faktoren zurückführen. Zum einen der 
elektrische Strom: Die neusten Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes, inklusive 2007, erge-
ben in den vergangenen zehn Jahren eine 
Steigerung von 77 Prozent. Die Kosten für 
Wärmeversorgung sind in den vergangen zehn 
Jahren nach den Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes um 56 Prozent gestiegen. Das 
sind natürlich die Zahlen, die, was die Warm-
miete angeht – also das, was gefühlt beim Mieter 
ankommt – zu einer Verteuerung führen. Aber 
die reine Miete, also der Mietzins selbst, ist es 
nicht. 
 
Vielleicht noch eine Anmerkung: Die Mieten sind 
in den vergangenen zehn Jahren um 17 Prozent 
gestiegen. Das liegt unterhalb der Inflationsrate, 
weswegen wir sinkende Realmieten haben. Das 
liegt weit unter den Verbraucherpreisindizes für 
die vergangenen zehn Jahre. Was aber auch 
noch weiter gestiegen ist, sind die gesamten 
restlichen Nebenkosten. Das sind vornehmlich 
kommunale Abgaben, namentlich Grundsteuer, 
Müllgebühren und Ähnliches. Die sind in den 
vergangenen zehn Jahren ausweislich der Zah-
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len des Statistischen Bundesamtes um 36 Pro-
zent gestiegen. Das finden Sie alles in derselben 
Fachreihe – ich glaube 17 oder 19, Fach 7. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Strauss, Sie 
haben das Wort! 
 
Wolf-Christian Strauss (Difu): Frau Bluhm, ich 
berichte ja aus den Erfahrungen des Planspiels. 
Und die Frage, was noch geändert werden sollte, 
war nicht unbedingt Thema des Planspieles. Es 
gibt Hinweise in den Diskussionen, doch ist es – 
ich nenne es jetzt mal – kein Wunschkonzert 
gewesen, was an Regelungen im Baugesetz-
buch und der Bundesnutzungsverordnung an-
gefasst werden sollte. Aber ich denke, es sind 
zumindest einige der angesprochenen Punkte 
noch offen. Dies kommt auch aus den Stel-
lungnahmen der Kolleginnen und Kollegen her-
aus. Da ist zum einen die Frage der Kosten-
übernahme für „Schrottimmobilien“. Die ist, ich 
nenne es mal, offen. Da gibt es von Seiten der 
Kommunen sicherlich mehr Wünsche, als jetzt 
geregelt wurden. Das zweite ist die Frage – die ja 
schon lange, auch seit den Berliner Gesprächen, 
zum Städtebaurecht aufgeworfen ist, wenn nicht 
gar schon länger – die Frage einer grundsätzli-
chen Novellierung der Baunutzungsverordnung. 
Dazu hat das BMVBS ja einen Forschungsauf-
trag ausgesprochen.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Strauss! Kol-
legin Herlitzius. 
 
Abg. Bettina Herlitzius (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): In Anbetracht der Zeit, denke ich, 
dass noch eine vierte Runde angefangen wer-
den kann. Ich wollte nochmal Frau Krettek be-
züglich des Themas Flächenverbrauch fragen: 
Gibt es Instrumente, die jetzt in der Novelle 
überhaupt nicht berührt werden? Wie schätzen 
Sie diese ein? Die Revisionspflicht von Fläche-
nnutzungsplänen – war ja mal im Baugesetzbuch 
enthalten, ist jetzt auch nicht wieder drin. Oder 
zum Beispiel Brachflächenkataster: Was sind 
das für Instrumente? Können uns diese im Hin-
blick auf den Flächenverbrauch helfen? 
 
Dann habe ich noch eine Frage an Prof. Walter: 
Es wurde ja gerade von dem Kollegen Döring 
bezüglich der Erhaltungssatzung das Problem 
aufgezeichnet, dass mittlerweile ein Überange-
bot besteht. Meine Einschätzung ist eigentlich 
ein bisschen anders. Wir haben in einigen 
Problemlagen natürlich starke Satzungen. Aber 
es sind wenige Städte. In der Regel ist doch im 
Lande oder in den Klein- und Mittelstädten der 
Satzungsgebrauch sehr gering; es wird kaum 
eine Erhaltungssatzung gemacht. Und gerade 
da wäre es ja eigentlich nötig, um die Mittel-

städte, um die Innenstadtlagen zu stärken. Wie 
ist Ihre Einschätzung dazu? 
 
Vorsitzender: Frau Krettek, Sie haben das Wort! 
 
Nicola Krettek (NABU): Wir haben uns in un-
serer Stellungnahme auch dazu geäußert, dass 
wir eigentlich den § 1a BauGB ein bisschen 
präzisiert sehen wollen. Die Formulierung der 
Begründung, es sollen Ermittlungen zu dem 
Bauland oder zu den Möglichkeiten der Innen-
entwicklung zugrunde gelegt werden, halten wir 
doch für zu unbestimmt. Da sind wir uns im 
Übrigen mit dem Bauernverband auch einig. 
Meines Erachtens hat auch das Planspiel ge-
zeigt, dass da seitens der Kommunen durchaus 
ein Deutungsspielraum besteht. Bei einigen 
Kommunen habe ich auch deutliche Unsicherheit 
festgestellt, was denn unter Ermittlung tatsäch-
lich zu verstehen ist, was damit gemeint ist. Die 
kleine Gemeinde Alling hat da den Finger in die 
Wunde gelegt. Wenn diese ihren Flächen-
nutzungsplan aufstellt, ohne zu ermitteln, was sie 
denn für Potenzial im Innenbereich hat, dann ist 
das sträflich. Ich als Stadtplanerin darf das sa-
gen: dann ist das eine sträfliche Vernachlässi-
gung. Denn ohne eine solide Informations- und 
Datengrundlage kann ich keine anständige, 
sachgerechte Begründung und Abwägung vor-
nehmen.  
 
Dazu gehört also, dass ich wissen muss, was im 
Innenbereich für Möglichkeiten bestehen. In 
großen Städten – Sie haben das gesagt – ist das 
kein Problem. Diese haben in der Regel schon 
die Prozesse der Baulandkataster über § 200 
BauGB angestoßen. In kleineren Gemeinden 
gibt es da ganz unterschiedliche Möglichkeiten. 
Ich kenne auch das Beispiel, dass eine Ortsbe-
gehung mit einem Bürgermeister – wenn diese 
systematisch durchgeführt wird und im An-
schluss die jeweiligen Eigentümer angesprochen 
werden – auch zu einem ersten Schritt eines 
Baulandkatasters führt. Also es geht auch mit 
kleinen Schritten. Es müssen nicht unbedingt 
gleich 4.500 Euro sein. Im Gegensatz dazu, 
wenn man die mit den Erschließungskosten 
gegenrechnet, dann ist das auch ein Klacks, 
davon mal ganz abgesehen. Das heißt, es gibt 
unterschiedliche Wege, wie man sich dieser 
Potenzialermittlung nähern kann. Aber wir sind 
der Meinung, das muss genauer bestimmt wer-
den. Dazu gehört natürlich auch, dass dem eine 
Bedarfsermittlung gegenübergestellt wird, man 
also nicht alleine die Potenziale abschätzt, 
sondern auch eine aktuelle Vorausschätzung der 
Baulandbedarfe vornimmt. Das kann ein regel-
mäßig aktualisierter Flächennutzungsplan sein 
und nicht die 59. Fortschreibung im Parallelver-
fahren von einem Plan, der 1986 aufgestellt 
wurde. Oder es kann auch ein aktuelles Stadt-
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entwicklungs- oder Ortsentwicklungskonzept 
sein. Aber eine aktuelle Bedarfsermittlung gehört 
da natürlich dazu.  
 
Prof. Jörn Walter (Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt, Hamburg): Nochmal zum 
Thema „Erhaltungssatzung“: Es gibt zwei 
Kernbereiche, die ich nochmals ansprechen will. 
Es gibt einmal dieses Thema der städtebauli-
chen Erhaltungssatzungen und zum zweiten das 
Thema der sozialen Erhaltungssatzungen. So-
weit ich das beobachte, haben wir tatsächlich in 
beiden Fällen, aber aus ganz unterschiedlichen 
Gründen, wieder eine stärkere Inanspruchnah-
me dieses Instruments. Warum ist das so?  
 
Der erste Fall ist sehr einfach zu erklären und 
steht vielleicht auch ein bisschen – mal abge-
sehen von allen Kuriositäten, die Sie geschildert 
haben – hinter denen, die ich hier gehört habe. 
Dieser hat natürlich mit dem Zielkonflikt – der 
klimapolitischen Ziele und der gestalterischen 
Ziele – in den Städten zu tun. Das betrifft sowohl 
alte Dörfer, aber ich will auch mal ganz offen 
sagen, eben auch die Backsteinstädte des 
Nordens, für die das natürlich ein großes Thema 
ist. Wie steuern wir das Dämmthema aus ge-
genüber dem Gestaltungsthema, was unsere 
Städte prägt? Ich will nur einfach sagen: das ist 
ein sachlicher Konflikt. Eine Möglichkeit, da 
etwas voranzukommen, ist tatsächlich, in den 
Städten darüber zu entscheiden: Wo haben wir 
besonders empfindliche Bereiche, wo wir viel-
leicht auch – ergänzt durch besondere Förde-
rungen, das machen wir zum Beispiel im Rah-
men dieses Bündnisses für das Wohnen – die 
Wohnungswirtschaft dazu bringen, unter Erhal-
tung des Backsteingesichtes, trotzdem die kli-
mapolitischen Ziele zu erreichen? Aber das heißt 
in aller Regel: etwas mehr Geld. Aber es ist ein 
auch juristisches Instrument, auch für diejenigen, 
die zum Beispiel große Wohnungsbestände 
besitzen, ob das unsere eigenen Gesellschaften 
sind, Genossenschaften oder andere. Um 
überhaupt handlungsfähig – auch nach innen – 
zu werden, kann das ein hilfreiches Instrument 
sein. Deswegen wird das städtebauliche In-
strument stärker genutzt.  
 
Es gibt ein zweites Thema, das ist ein ganz 
anderes, und das spielt in den Großstädten 
wieder eine massive Rolle , auch bei uns in 
Hamburg. Das ist das Thema der sozialen Er-
haltungssatzung. Vor diesem Hintergrund – ganz 
im Unterschied zu dem, was Sie ja bundesweit 
geschildert haben – haben wir es in den Groß-
städten mit massiven Preissteigerungen im 
Mietwohnungsmarkt zu tun. Und wir müssen 
handeln. Es gibt im Kern ja drei strategische 
Ansätze, was die Städte und die Länder machen, 
um hier vorzugehen. Das eine ist, den Neubau in 

Gang zu bringen. Das zweite ist, wieder viel 
stärker die Thematik des Neubaus zu bezahl-
baren Preisen voranzubringen – also wenn Sie 
so wollen – der geförderte Wohnungsbau.  
 
Und der dritte Strang, das ist im Kern natürlich 
der Gentrifizierungsstrang. Das heißt, wir haben 
auch in unseren großen Städten Gebiete, wo wir 
tatsächlich mit diesen Problemen zu kämpfen 
haben; Gebiete also, in denen wir jetzt nicht 
minus 0,8 Prozent haben, sondern teilweise 
innerhalb der letzten ein bis zwei Jahre Preis-
sprünge bei den Neuvermietungen von plus 30 
oder plus 40 Prozent haben. In diesen Stadttei-
len haben wir tatsächlich Verdrängungseffekte. 
Und da spielt dieses Thema der sozialen Erhal-
tungsverordnungen natürlich wieder eine viel 
größere Rolle, weil diese fast das einzige In-
strument sind – soweit es überhaupt wirkt – mit 
denen die Städte versuchen können, das Prob-
lem etwas einzudämmen. Da gibt es einen 
Querbezug – wenn ich das kurz sagen darf –, der 
hat auch mit dem § 24 BauGB etwas zu tun, also 
den Vorkaufsrechten. Weil diese Frage der 
Kopplung, welche aber heute schon möglich ist, 
dann natürlich auch an das Umwandlungsverbot 
von Miet- in Eigentumswohnungen anknüpft. In 
diesen Gebieten – ich sage mal für Hamburg, 
wer es kennt, St. Georg, Schanzenviertel usw. 
dieser Kranz um die Innenstädte, das sind in aller 
Regel die Gründerzeitgebiete, wo wir dieses 
Problem haben – spielt natürlich auch diese 
Kopplung der Erhaltungssatzung bzw. 
-verordnung mit der Frage des Umwandlungs-
verbots schon eine große Rolle.  
 
Das sind, glaube ich, die zwei maßgeblichen 
Gründe, warum es generell wieder eine etwas 
stärkere Inanspruchnahme dieser Instrumente 
gibt, was wir viele Jahren in den Kommunen in 
diesem Maße nicht mehr gesehen haben. Ent-
schuldigung, wenn da Unklarheiten herrschen, 
sehe ich das positiv. Es lehrt übrigens auch, dass 
Manches – das muss man ja auch mal sagen – 
was so in den Gesetzen steht, das man vielleicht 
zehn Jahre nicht braucht in besonderen Situa-
tionen vielleicht doch wieder einen Zweck erfüllt. 
Damals hatte das ja einen Ausgangspunkt, die 
Erhaltung, der ein etwas anderer war. Aber ich 
mache jetzt damit mal einen Punkt. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Walter! Kollege 
Jarzombek. 
 
Abg. Thomas Jarzombek (CDU/CSU): Das ist 
ja ganz ausgezeichnet, denn das ist genau der 
Fragekomplex, in den ich auch hineingehen 
wollte. Ich wollte Herrn Dr. Warnecke dazu 
nochmal befragen. An der Stelle, Herr Prof. 
Walter, stimme ich Ihnen absolut zu hinsichtlich 
der Skurrilität, wie Sie es genannt haben, die sich 
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hier findet. Dass in Prenzlauer Berg jetzt keine 
Hängetoiletten mehr installiert werden dürfen, 
stellt ja manchen Bauherrn vor die Frage, wo 
man überhaupt noch andere herbekommt. In-
sofern stelle ich mal an Herrn Dr. Warnecke die 
Frage: Halten Sie es nicht für angemessen, dass 
der Gesetzgeber im Rahmen dieses ganzen 
Verfahrens – vielleicht rund um den § 172 – 
wütige Bezirksbürgermeister, die solcherlei 
Vorhaben haben, wie energetische Sanierung 
verbieten oder Hängetoiletten, vielleicht etwas 
einbremsen sollte, indem hier etwas stärkere 
Vorgaben gemacht werden. Insbesondere wollte 
ich Sie in diesem Zusammenhang auch nochmal 
fragen, wie Sie das Thema „Ausgleichsabgabe“ 
bewerten? 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Warnecke. 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus-, und Grund e. V.): Ich 
möchte vorweg schicken, dass das Instrument 
als solches in den vergangenen Jahrzehnten 
sicherlich städtebaulich auch häufig sinnvoll 
angewandt worden ist. Deswegen sehen wir es 
durchaus als ein richtiges Instrument, das man 
vom Grundsatz her auch im BauGB lassen kann. 
Man muss mit dem Wort „Missbrauch“ vorsichtig 
sein aber wenn es zweckentfremdet angewandt 
wird, dann trifft das natürlich weniger auf die 
Zustimmung der privaten Eigentümer. Man muss 
auch sagen, wir haben in der Tat eine Zuwen-
dung – sicherlich auch allmählich durch die 
Rückbesinnung auf die Innenstadt – zu Gebie-
ten, wo vermehrt private Eigentümer betroffen 
sind ,weil diese ihre Immobilien dort haben, d. h., 
die Betroffenheit der privaten Eigentümer durch 
diese Instrumente ist in gewisser Weise vielleicht 
auch neu. Im Grundsatz sind diese Instrumente 
richtig, nur müssen sie eben klar für städtebau-
liche Zwecke genutzt werden und nicht jede 
Ausweitung ist aus unserer Sicht sinnvoll. Sie 
müssen ganz vorsichtig von den Städten und 
Gemeinden angewandt werden. Das ist unser 
Anliegen. Insofern: Wenn es dort extreme Aus-
wüchse gibt, die nicht zu kontrollieren sind, 
würden wir im Zweifel auch dafür plädieren, das 
im Gesetz weiter zu konkretisieren, es nicht 
weiter ausufern zu lassen und es in die Hand der 
Kommunen zu legen. Denn es sind Maßnahmen, 
die zum Teil ganz erhebliche Auswirkungen auf 
die Eigentümer haben. Es gibt immer wieder 
Einzelfälle; die soll man nicht verallgemeinern. 
Aber es gibt tatsächlich Fälle, wo Auflagen der 
Städte und gleichzeitig bestehende Mietgrenzen 
dazu führen, dass der Eigentümer drauf zahlt. 
Das ist nicht die Regel, aber es ist eine der 
Konsequenzen, die es in Einzelfällen geben 
kann. Und das sind natürlich die unschönen 
Fälle, die wir auf keinen Fall haben wollen.  
 

Die Ausgleichszahlungen, die Sie ansprachen, 
sind ein Instrument, das gut gemeint ist, aber im 
Regelfall nicht so richtig funktioniert. Ich persön-
lich habe gerade neulich mit einem Beamten 
gesprochen, der sagte: Ich bin doch nicht ver-
rückt, hier wieder auszuziehen! Ein Verwal-
tungsrichter, der sich sagt: Da vermiete ich 
meine Wohnung als Altersvorsorge, verdiene 
Geld und wohne gleichzeitig in der sozial ge-
förderten Wohnung und zahle eine kleine Aus-
gleichsabgabe. Ob dieses Instrument tatsächlich 
dazu führt, die zum Teil bestehenden Fehlent-
wicklungen im sozialen Wohnungsbau zu kom-
pensieren, da haben wir unsere Zweifel. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Vogel! Bitte! 
 
Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Ich habe eine gleichlautende 
Frage an Herrn Dr. Mattner und Herrn von Lo-
jewski. Herr Vorsitzender, eine Frage noch mit 
Blick auf die noch vorhandene Zeit?  
 
Vorsitzender: Gut!  
 
Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Vielen Dank! 
Erste Frage an Sie beide: Herr Dr. Mattner, Sie 
hatten in Ihrer Stellungnahme die Kritik geäußert, 
dass die derzeitigen Regelungen zu dem vor-
habenbezogenen Bebauungsplan bzw. zu den 
Vorhabenträgern nicht mehr zeitgemäß sind, 
weil sich die Projektanforderungen geändert 
haben. Könnten Sie für uns noch einmal näher 
erläutern, was Sie damit meinen? Und Herr Dr. 
Lojewski, für mich wäre dann an dieser Stelle die 
Frage, ob Sie das als Vertreter des Städtetages 
ähnlich sehen, das heißt, ob Sie diese Meinung 
teilen oder ob Sie noch weitere Hinweise in 
diesem Bereich haben. Meine zweite Frage an 
Sie knüpft an meine erste Frage von vorhin an. 
Herr Dr. Mattner hatte Ausführungen zu Verän-
derungsbedarf auch bei der Baunutzungsord-
nung bzw. den Nutzungsordnungen gemacht. 
Können Sie aus Ihrer Sicht sagen, wie Sie das 
sehen? Dankeschön! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Mattner.  
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Ja, was wir meinen, 
spielt sich, glaube ich, im § 12 ab. Es geht da-
rum, dass wir nur die Möglichkeit haben, immer 
nur einen einzigen Vorhabenträger einzusetzen. 
Aber ich denke, die Städte wollen ja auch eine 
kleinteilige Entwicklung haben und Vorhaben 
sind in ihrer Komplexität nicht immer nur durch 
einen Vorhabenträger durchzuführen. Wenn sie 
eine Mischnutzung haben – Büros, Hotels, 
Wohnen, Handel – gibt es durchaus auch Fir-
men, die unterschiedlich spezialisiert sind. 
Deshalb glauben wir, dass das Leben leichter 
wird, wenn man die Möglichkeit zulässt, mit 
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mehreren Vorhabenträgern ein solches Vorha-
ben durchzuführen.  
 
Dann gibt es in diesem Zusammenhang vielleicht 
noch ein paar Spezialthemen. Es wird oft recht-
lich schwierig, wenn die Pläne vor Gericht an-
gegriffen werden im Hinblick auf die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit eines solchen Vorha-
benträgers. Die Praxis sieht doch so aus: Wenn 
man ein Vorhaben angeht, braucht man erst 
einmal eine Gesellschaft. Aus vielen steuerlichen 
und sonstigen Gründen, die ich gar nicht erörtern 
kann, die Sie aber wahrscheinlich auch kennen, 
nimmt man oft eine 25.000 EURO-Gesellschaft 
und lässt diese dann erst einmal „weiterwandern“ 
bis ein Planrecht entsteht. Nun ist es so, dass 
Gerichte dann – also manche Gerichte, das 
wurde auch noch sehr unterschiedlich behandelt 
– die Leistungsfähigkeit des Trägers zum vorhe-
rigen Zeitpunkt prüfen. Bei 25.000EURO ist das 
etwas schwierig, es kann zur Nichtigkeit von 
Plänen führen. An dieser Stelle, sind wir der 
Auffassung, muss es etwas weiter gefasst wer-
den, denn die Gemeinde kann ja die Bonität des 
Trägers prüfen – da gibt es ja viele Möglichkeiten 
– und sagt: „In Ordnung, es reicht uns, was 
dahinter steht. Wir schauen jetzt nicht ausge-
rechnet auf die zufällig gewählte Ausgestaltung 
der GmbH.“ Das sind so die wesentlichen 
Punkte, die wir sehen. Da kann man sich das 
Leben ein bisschen leichter machen.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr von Lojewski, 
bitte. 
 
Hilmar von Lojewski (BVkom): Herr Abgeord-
neter Vogel, Herr Vorsitzender, vielen Dank! 
Zum vorhabenbezogenem Bebauungsplan, 
denke ich, lohnt es sich in die Anwendungsem-
pirie zu schauen. Wie viele Pläne sind geschei-
tert, wie viele sind durchgekommen? Die Frage 
einer Klage stellt sich unseres Erachtens nicht 
vordergründig, da wir es mit Durchführungsfris-
ten zu tun haben, die im Interesse der Städte und 
der Vorhabenträger relativ eng bemessen sind. 
Wir als kommunale Spitzenverbände haben da 
eigentlich eine relativ positive Sicht, sowohl auf 
das Instrument und seine Durchführung, als 
auch auf die unterschiedlichen Rollen von Ge-
meinden und Vorhabenträgern. Ich denke ge-
rade – auch mit Blick auf die Entwicklung dieses 
Instruments, bei welchem es sich einmal originär 
um ein ostdeutsches Instrument handelte –, dass 
wir mit Fug und Recht sagen können, dass die 
Städte und Gemeinden, sowohl in Ostdeutsch-
land wie dann auch später in der gesamten 
Republik, von diesem Instrument profitiert ha-
ben; gerade weil – und das führt vielleicht auch 
ein wenig in den zweiten Fragekomplex – wir bei 
den Plananwendern dort ja nicht an die Nut-

zungskategorien der Baunutzungsverordnung 
gebunden waren.  
 
Ich gebe Herrn Dr. Mattner recht, dass das mit 
dem einen Vorhabenträger immer wieder auch 
ein Problem ist, aber dahinter steht natürlich das 
Interesse der gesamtschuldnerischen Haftung. 
Da muss einer für gerade stehen. Wenn das 
gewährleistet ist, kann es natürlich auch aus 
Sicht der kommunalen Spitzenverbände meh-
rere Vorhabenträger geben, doch ist es nach 
meiner Kenntnis so, dass sich die Städte auch 
damit behelfen, diese vorhabenbezogenen Be-
bauungspläne so zu untergliedern, dass sie die 
Vorhabenträger jeweils auch zuordnen können. 
Schwierig wird es dann eigentlich bei der hori-
zontalen Schichtung - das ist richtig.  
 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit stellt der 
Vorhabenträger ja in aller Regel durch die Um-
setzung des Vorhabens unter Beweis. Da sind 
mir die Fälle, wo ein Gericht aufgrund des ein-
gelegten Vermögens der Gesellschaft einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufheben 
würde, zugegebenermaßen nicht geläufig. Aber 
deshalb mein Verweis darauf: Das kann man ja 
auch einmal einer Rechtstatsachenuntersu-
chung in Auftrag geben: Was ist „vor den Baum 
gegangen“ an vorhabenbezogenen Bebauungs-
plänen und aus welchen Gründen?  
 
Was Ihre Frage zur Baunutzungsverordnung 
angeht, gebe ich gern zu, dass es den Pla-
nungspraktikern noch immer „in den Fingern 
juckt“, an diese Sache grundsätzlich heranzu-
gehen. Aber als Verbandsvertreter habe ich auch 
gelernt: Gemach! Das Instrument, das das Mi-
nisterium im Zusammenwirken mit den ein-
schlägigen Forschungsinstituten, in diesem Fall 
dem Difu, auch auf den Weg bringt, z. B. sich die 
Gebietskategorien auch wieder kritisch anzu-
schauen, ist aus Sicht der kommunalen Spit-
zenverbände der richtige Weg. Auch aus diesem 
Grund reden wir ja z. B. nicht einer pauscha-
lierten Abschaffung des § 17 BauNVO oder jetzt 
einer Agglomerationsregelung in Bezug auf den 
großflächigen Einzelhandel nach § 11 Abs. 3 
BauNVO das Wort, sondern sagen: Das braucht 
noch etwas Weile. Prof. Walter hat ja gerade 
darauf hingewiesen, dass es Instrumente im 
Baugesetzbuch gibt, die jahrelang offenbar eher 
unterdurchschnittlich angewendet wurden. Auf 
einmal gewinnen diese wieder an Bedeutung. 
Die Maßgaben der Baunutzungsverordnung – 
auch wenn sie einem nicht lieb und teuer sind in 
der bauleitplanerischen Praxis – sind eingeführt, 
sie wirken sehr lange und sie wirken sehr lange 
zurück. Sie abzuschaffen bedarf gründlichen 
Überlegung. Dass die Baunutzungsverordnung 
in ihrer heutigen Lesart nun nichts mehr mit den 
überwirkenden Zielen der Stadtentwicklung zu 
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tun hat, ist, glaube ich, allen auch sehr eingän-
gig. Dass wir sozusagen ein Expertentum her-
anziehen müssen, um sie in den Städten über-
haupt noch rechtssicher zur Anwendung bringen 
zu können, ist auch offenkundig. Wir würden, 
soweit ich das überblicke, lieber mehr Personal 
in den Städten und Gemeinden im Bereich der 
Kommunikation von Planungskonzepten und 
meinetwegen auch der Mediation von Beteili-
gungsverfahren einsetzen, als in der feinzise-
lierten Festsetzung von Ausnahmetatbeständen 
des § 1 Baunutzungsverordnung. Da sollten wir – 
ich glaube da sind alle gut beraten, das mit ein 
bisschen Bedacht zu tun – in die nächste Phase 
eintreten. Das, was nun schon seit 20 Jahren 
diskutiert wird, nämlich die Baunutzungsver-
ordnung auch grundlegender zu reformieren, 
sollten wir uns vielleicht als Ziel für die nächste 
Legislaturperiode vornehmen. Danke! 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr von Lojewski! 
Wir sind heute nicht ganz so im Zeitstress, doch 
beobachte ich, dass die Experten immer länger 
antworten, je länger die Anhörung geht. Deshalb 
denken Sie auch an die Zeit! Als nächster hat der 
Kollege Hacker das Wort. 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker (SPD): Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Herr Strauß, ich richte 
an Sie zwei Fragen. Wir haben das Thema des 
§ 35 Absatz 4, also diese Umwidmung, hier 
heute schon diskutiert. Mir käme es einmal da-
rauf an, dass Sie das Ergebnis des Planspiels 
vielleicht in zwei, drei Sätzen zusammenfassen. 
Ich denke, Herr Dr. Born und Frau Krettek haben 
dazu aus Verbandssicht Stellung genommen. 
Mir wäre aber noch einmal wichtig, eine ab-
schließende Bewertung aus dem Planspiel zu 
erfahren.  
 
Dann greife ich noch einmal meine vorherige 
Frage auf, die ich Frau Krettek gestellt habe, und 
richte diese auch noch einmal an Sie. Können 
Sie aus dem Planspiel eine Botschaft hinsichtlich 
der Behandlung von landwirtschaftlichen Be-
trieben und gewerblichen Betrieben im § 35 Abs. 
1 im Sinne einer Gleichbehandlung ableiten? In 
der Praxis wird ja auch kritisiert, dass viele 
landwirtschaftlichen Betriebe nur virtuell exis-
tieren und dass Unternehmen Flächen zukaufen, 
welche gar nicht hofnah sind und damit eine 
direkte Bindung an den Produktionsbetrieb 
praktisch gar nicht besteht. Das war vorhin, Frau 
Krettek, der Sinn meiner Frage. Wenn es solche 
Konstellationen gibt, ist es dann überhaupt 
sinnvoll eine Differenzierung zwischen diesen 
beiden Arten vorzunehmen oder müsste man 
nicht einfach an die UVP-Werte bei der Größe 
von Tierhaltungsanlagen anknüpfen? Danke-
schön! 
 

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Strauss bitte! 
 
Wolf-Christian Strauss (Difu): Herr Vorsitzen-
der, Herr Hacker, die Schwierigkeit im Planspiel 
war, dass die Regelungen mit dem Blick auf die 
Intensivtierhaltung nach der Klimaschutznovelle 
eingeführt worden sind und die beteiligten 
Planspielkommunen bereits ausgewählt waren, 
sodass keine Planspielkommune dabei war, die 
explizit in einem der bekannten Räume in 
Deutschland liegt, wo das ein großes Thema 
wäre. Deswegen haben zumindest erst einmal 
die eher städtischen Kommunen keine eigenen 
Erfahrungen mit dem Thema einbringen können. 
Sie haben aber eine rechtliche Beurteilung da-
hingehend geliefert, dass sie der Meinung sind, 
dass die vorgeschlagene Regelung ausreichend 
sei und einstimmig begrüßt wird. Einzig die 
Kommune Alling hatte eine Einschränkung in 
Richtung Bezugnahme auf die Bundesimmissi-
onsschutzverordnung als Diskussionsbeitrag 
eingebracht. Die Gemeinde Wittmund hat in 
ihrem Bereich Erfahrungen mit Intensivtierhal-
tung, allerdings in der Regel auf eigener Futter-
grundlage, sodass das alles bislang unproble-
matisch war.  
 
Was Sie ansprachen, das Konzentrationsthema, 
Zukauf von Flächen, also so eine schleichende 
Vergewerblichung, wurde auch von den 
Wittmundern angesprochen; dies sei aber mo-
mentan noch händelbar, wenn ich das mal so 
formulieren darf. Ihre zweite Frage betraf die 
Botschaft der Behandlung der Betriebe, da kann 
ich mich auch nur auf das Ergebnis des Plan-
spiels beziehen, nämlich dass die Unterschei-
dung, wie sie hier vorgeschlagen ist, zwischen 
UVP-Pflichtigen und nicht UVP-Pflichtigen, von 
den Planspielstädten begrüßt wurde. Aber eben 
aufgrund der Tatsache, dass keine stark betrof-
fenen Gemeinden aus dem ländlichen Raum 
dabei waren, haben wir da keine weitergehen-
den Ergebnisse. …. Ach so, § 35 Abs. 4 noch, 
ja… 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker (SPD): Umwid-
mung und Neubau …. 
 
Wolf-Christian Strauss (Difu): Ja, das haben 
alle Planspielstädte einhellig abgelehnt, da sie 
die Befürchtung hegen, dass das den Charakter 
des Außenbereiches untergräbt. Einzig die 
Gemeinde Landshut hat die Neuregelung im 
Prinzip begrüßt.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Als Nächstes hat der 
Kollege Beckmeyer das Wort und dann würde 
ich vorschlagen, schließen wir die Rednerliste. 
Es hat sich noch Kollege Götz gemeldet. Wenn 
alle einverstanden sind, sind wir ein paar Minu-
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ten eher fertig. Alle einverstanden? Sehr schön! 
Dann noch Herr Beckmeyer und Herr Götz! 
 
Abg. Uwe Beckmeyer (SPD): Ich wollte noch 
einmal das Thema „Schrottimmobilie“ aufgreifen 
und ich habe mir eben noch einmal sehr detail-
liert die Stellungnahme von Herr Dr. Mattner vom 
Zentralen Immobilienausschuss angeschaut. Sie 
fordern bei der sogenannten Schrottimmobilien-
problematik – so schlagen wir es auch vor – dass 
die Kosten für die Beseitigung sozial ausgewo-
gen verteilt werden. Nun gibt es ja einen Vor-
gang, der überhaupt erst zu solchen „Schrott-
immobilien“ führt, und zwar dergestalt, dass 
häufig Schnäppchenjäger in dieser Republik 
unterwegs sind und sich, von Dritten - wie auch 
immer finanziert und durch Notare bestätigt - 
solche Immobilien aussuchen, nicht einmal 
selbst anschauen, häufig aus einfach billigen 
Interessen heraus, Geld zu verdienen. Diese 
erweisen sich aber am Ende des Tage insofern 
als „Luftnummer“, weil die Immobilien letztend-
lich das gar nicht das hergeben, was man mit 
ihnen vorgegaukelt hat. Dann haben Sie plötzlich 
solche Immobilien in den Innenstädten. Auf der 
anderen Seite wollen sie eine Innenverdichtung 
fördern, wie viele Städte auch. Aber Sie haben 
Probleme, da sich in solchen Quartieren, in 
denen eine Häufung von „Schrottimmobilien“ 
auftritt, im Grunde gar keine Investoren mehr 
finden, die bereit sind, sich dort zu engagieren 
und dann die Städte – ich komme aus dem 
Bundesland Bremen – das Problem haben: Wie 
organisiere ich das mit dieser Schrottimmobilie? 
Komme ich an den Investor heran? Kann ich ihm 
die Schrottimmobilie abnehmen? Ist er bereit 
dazu? Zu welchen Konditionen? Das ist, glaube 
ich, das Entscheidende, was man den Städten 
als Instrument an die Hand geben muss.  
 
Hier ergibt sich die Frage aus der Formulierung 
„sozialverträglich an den Kosten der Schrottim-
mobilie zu beteiligen“. Wie darf ich dieses „sozi-
alverträglich“ verstehen? Schützen wir als 
Kommune jetzt denjenigen, der diese 
Schnäppchenversuche irgendwie nicht geschafft 
hat – dabei im Grunde böse auf die Nase gefal-
len ist – und kein eigenes Geld mehr nach-
schießen will? Die Dinger verkommen, verfallen, 
sind überhaupt nicht mehr bewohnbar, reißen 
ganze Straßenzüge im Grunde mit in eine 
Unvermietbarkeit. Eigentlich muss die Stadt oder 
die Kommune doch dafür sorgen, dass die um-
liegenden Immobilien noch wertbeständig blei-
ben, damit überhaupt noch Mieter dort einziehen 
und den dortigen Wohnraum eigentlich schüt-
zen.  
 
Herr Dr. Warnecke von Haus & Grund: Sie phi-
losophieren über Jahre schon immer über 
Mietnomaden. Dieses Thema ist mindestens für 

die Innenentwicklung von Städten viel, viel gra-
vierender und mindestens so wichtig. Meine 
Frage dazu an Sie: Möchten Sie uns bei dieser 
Angelegenheit helfen, dass die Kommunen in 
Deutschland jetzt endlich ein Instrument an die 
Hand bekommen, um sich gegen solche In-
nenentwicklungen negativer Art zu wehren?  
 
Vorsitzender: Ich interpretiere das so: Herr Dr. 
Mattner und Herr Dr. Warnecke. 
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Ja, ich fühlte mich 
auch angesprochen. Ich kann verstehen, dass 
Sie auf die Motive rekurrieren, warum jemand so 
etwas macht. Aber darauf kommt es juristisch 
nicht an, das ist nun einmal so. Ich muss leider 
auch deutlich sagen, auch Kommunen und wir 
alle – auch Sie, Herr Abgeordneter – müssen 
den Artikel 14 des Grundgesetzes respektieren. 
Das heißt, dass die Lösung nicht so einfach ist. 
Ich kann mir viel wünschen, aber ich habe na-
türlich auch das Eigentum zu achten, natürlich 
aber auch die Sozialpflichtigkeit. Das würden Sie 
wahrscheinlich jetzt gleich entgegnen. Ich den-
ke, der Vorschlag, der jetzt heute diskutiert 
worden ist, ist ein guter Kompromiss dazwi-
schen, damit die Sache nicht verfassungswidrig 
wird. Denn daran könne Sie ja auch kein Inte-
resse haben, dass die Regelung so weitgehend 
ist – Lösung Nr. 2, Prof. Walter, – dass, jedenfalls 
ich, ich glaube auch der Kollege vom Grundei-
gentümerverband, damit rechtliche Probleme 
hat.  
 
Jetzt mögen Sie sagen, den Begriff „Sozialver-
träglichkeit“ finden Sie in dem Zusammenhang 
ein bisschen komisch. Mag sein! Mir geht es um 
das Delta, das entsteht, wenn man eine Wert-
schöpfung hat. Sie sagen, da ist keine Wert-
schöpfung – gut. Wenn man sich in Bereichen 
befindet, in denen sich nichts weiterentwickeln 
kann, wo keine Wertschöpfung möglich ist, wird 
es – vermute ich jetzt einmal – auch nicht so 
große städtebauliche Missstände geben. Wir 
werden doch die meisten Fälle dort haben, wo 
wir wirklich in der Innenstadtentwicklung sind 
und wo auch Wertsteigerung möglich ist. Des-
wegen glaube ich, dass der Angriff auf dieses 
Delta noch gerade verträglich, nämlich sozial-
verträglich, ist. So ist das gemeint. Es sollte bloß 
bitte nicht so missverstanden werden, dass wir 
mit dem Thema nicht verantwortungsvoll genug 
umgehen. Da ich das Wort vom Vorsitzenden 
erteilt bekommen habe, möchte ich nur eine 
Fundstelle auf eine Frage von vorhin nennen, 
wenn Sie erlauben, Herr Vorsitzender. Die Frage 
war die nach der Leistungsfähigkeit des Vorha-
benträgers. Wo findet man das in der Praxis? Ich 
empfehle dazu, sich die Rechtsprechung des 
OVG Greifswald anzuschauen, ein interessanter 
Musterfall. Dieser steht in der NVwZ-RR des 

http://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%5Czeits%5Cnvwz-rr%5C2006%5Ccont%5Cnvwz-rr.2006.673.1.htm&pos=56&hlwords=#xhlhit
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Jahres 2006 auf Seite 673. Da finden Sie die 
entsprechenden Musterfälle. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Mal schauen, wer 
die Fundstelle jetzt alles nachschaut…. Herr Dr. 
Warnecke, bitte! 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Vielen Dank, Herr Hofreiter! An Herrn Beck-
meyer die ganz klare Antwort auf seine Frage: 
Selbstverständlich wollen wir gemeinsam mit 
den Kommunen das Problem der „Schrottim-
mobilien“ angehen und auch lösen. Dem 
grundsätzlichen Gedanken, den Sie geäußert 
haben, können wir uns nur anschließen. 
„Schrottimmobilien“ ziehen – ich habe das auch 
schon ausgeführt – manchmal nicht nur eine 
Straße, sondern in der Tat ein ganzes Quartier 
nach unten. Deswegen ist jeder Lösungsvor-
schlag, der dahin geht, die Schrottimmobilie zu 
beseitigen und damit das Quartier und die Straße 
zu retten, erst einmal ein guter Ansatz. Gerade 
unser Landesverband in Bremen liegt mit Ihnen, 
glaube ich, 100prozentig auf einer Linie. Das ist 
sicherlich auch der Entwicklung z. B. in Bre-
merhaven geschuldet. Dort stellen sich ganz 
andere Herausforderungen als in vielen anderen 
Städten. Die Grenze, die wir gesehen haben – 
und das war der Hinweis auf die Verfassungs-
widrigkeit des Vorschlages – liegt darin, dass 
nach dem Vorschlag, der aus dem Bundesrat 
kommt, letztlich nicht nur das Grundstück oder 
der Grundstückswert selbst, sondern auch wei-
tere Eigenmittel des Eigentümers dafür herhalten 
müssten und es im Zweifelsfall dazu kommen 
könnte, dass der Eigentümer des Grundstückes 
sein gesamtes Vermögen verliert. Da ist einfach 
keine Grenze eingebaut. Das ist das, wogegen 
wir uns wenden.  
 
Ich möchte Ihnen auch ganz klar sagen, dass die 
von Ihnen geschilderten Fälle, in denen es einen 
Investor gibt, der es geradezu darauf anlegt nur 
Geld zu machen, nicht die Personen sind, die wir 
in irgendeiner Weise schützen wollen. Es gibt 
aber eben auch die Fälle der Eigentümer von 
„Schrottimmobilien“, die aufgrund des demo-
graphischen Wandels oder ihrer persönlichen 
Situation selbst nicht mehr in der Lage sind, 
überhaupt noch den Abriss zu finanzieren. Das 
sind natürlich Menschen, die wir ebenfalls im 
Auge haben müssen; insofern der schon mehr-
fach angesprochene Vorschlag, an dieser Stelle 
irgendwie einen Kompromiss zu finden – da kann 
ich mich auch Herrn von Lojewski anschließen. 
Wir brauchen das Instrument, aber es muss 
sinnvoll angewandt werden. Natürlich muss es in 
einer gewissen Weise eine Beteiligung des Ei-
gentümers der Schrottimmobilie an dem Abriss 
selbst, an den Kosten des Abrisses geben. Damit 
sind wir voll und ganz einverstanden. Es muss 

bei der Beteiligung nur eine Grenze eingezogen 
werden, die niedriger liegen muss, als das, was 
bisher formuliert worden ist.  
 
Vielleicht dazu noch einen Satz zur Begründung: 
Wir gehen davon aus, dass sich das Problem der 
„Schrottimmobilien“ noch erheblich ausweiten 
wird. Der demographische Wandel wird dieses 
Land ganz erheblich treffen. „Schrottimmobilien“ 
werden nicht mehr nur ein Problem von Bre-
merhaven oder einigen wenigen Bereichen sein, 
in denen die Bevölkerung abnimmt. Das wird, mit 
Ausnahme so glücklicher Städte wie Hamburg 
und München, ein bundesweites Problem wer-
den. Deswegen braucht man dafür definitiv eine 
sinnvolle und angemessene Lösung. Wir sehen 
aber mit Blick auf die demographische Entwick-
lung, dass es in Zukunft immer mehr Personen 
treffen wird, die eben keine Schnäppchenjäger 
oder Personen sind, die probieren, dort noch 
einen Cent herauszuschlagen. Sondern es wird 
im Bereich „Schrottimmobilien“ immer mehr den 
kleinen privaten Eigentümer treffen, der mit 
seiner Immobilie aufgrund des demographischen 
Wandels überfordert ist. Wenn wir jetzt hier eine 
Regelung treffen, dann muss diese im Prinzip so 
zukunftsweisend sein, dass auch diese Men-
schen, die quasi mittellos sind und nur noch 
diese Immobilie haben, auch von der Regelung 
mitgenommen werden. Das ist das Wichtige an 
dieser Sache. Das ist das, was wir für sinnvoll 
erachten. Aber im Grundsatz sind wir voll und 
ganz bei Ihnen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Götz, bitte. 
 
Abg. Peter Götz (CDU/CSU): Vielen Dank. Ich 
würde noch gern einen Punkt ansprechen, der 
bereits im ersten Teil der Novellierung des 
Baugesetzes eine Rolle gespielt hat, nämlich der 
§ 136 BauGB. Ich erinnere mich seinerzeit an die 
Anhörung, als es eine Reihe von Bedenken 
gegen diesen Vorschlag gab. Wir haben dies 
jetzt herausgenommen. Er ist jetzt wieder modi-
fiziert im zweiten Teil enthalten. Die Bedenken 
kamen hauptsächlich aus der Immobilienwirt-
schaft, Haus & Grund, aber auch vom ZIA. 
Deshalb meine Frage an Herrn Dr. Mattner und 
Herr Dr. Warnecke zu diesem Themenbereich: 
Wie schätzen Sie die jetzige Formulierung ein? 
Ist es aus Ihrer Sicht eine Lösung, mit der auch in 
der Praxis weitergearbeitet werden kann?  
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Warnecke, 
bitte. 
 
Dr. Kai Warnecke (Haus & Grund Deutschland): 
Vielen Dank, Herr Hofreiter! Also, Herr Götz, es 
gibt ja zwei Lösungsansätze – insofern hat Frau 
Herlitzius da recht. Gegen den Lösungsansatz 
des Bundesrates waren wir damals schon und 
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sind es auch weiterhin. Es gibt den Lösungsan-
satz, den der Bundestag auf den Weg gebracht 
hat. Das ist ein Lösungsansatz, den wir für richtig 
und sinnvoll halten, den wir begrüßen. Der Lö-
sungsansatz des Bundestages sieht vor, die 
Belange des Klimaschutzes in die bisherigen 
Kriterien zu integrieren. Das ist angesichts der 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe Klimaschutz, 
die wir haben, sicherlich ein angemessener und 
ein richtiger Schritt. Die Gesetzesbegründung, 
wie sie damals geschrieben worden ist, sieht 
dabei auch vor bzw. weist darauf hin, dass gel-
tende Energiestandards und allgemeine Vor-
schriften einzuhalten sind und dass das Ver-
hältnismäßigkeitsgebot bei all diesen Maßnah-
men zu berücksichtigen ist. Das ist aus unserer 
Sicht richtig und gut und sollte auch so umge-
setzt werden. Wir haben, was den Vorschlag des 
Bundesrates angeht, Kritik, wie es ja bereits 
mehrfach im Laufe des heutigen Tages ange-
klungen ist, und zwar dahingehend, dass wir 
sagen, dass dieses Mittel des städtebaulichen 
Missstandes letztlich droht zweckentfremdet zu 
werden; beispielsweise um – ja, wie soll man das 
nennen? – ein kommunales Klimaschutzpakt 
oder einen kommunalen Klimaschutz auf Kosten 
der Wohnungswirtschaft einzuführen. Deswegen 
sagen wir, dass bei diesem Vorschlag die 
Grenze einfach überschritten ist. Klimaschutz 
muss berücksichtigt werden, aber er darf nicht 
zentraler und einziger Bestandteil einer städte-
baulichen Sanierungsmaßnahme sein. Das 
halten wir für zu weitgehend. Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Herr Dr. Mattner bitte.  
 
Dr. Andreas Mattner (ZIA): Nur noch kurz dazu, 
da auch hier fast alles gesagt ist: Wir haben das 
außerordentlich begrüßt und das soll auch weiter 

so sein. Wir finden es auch richtig, dass das eine 
kommunale Aufgabe ist. Irgendwie klang ja 
heute auch einmal an, wir hätten ja schon genug 
Ebenen, die sich damit beschäftigen. Aber wir 
meinen schon, dass es auch eine kommunale 
Aufgabe ist, sich darum zu kümmern. Sie haben 
gesagt: Verhältnismäßigkeit. Ich meine, der 
Maßstab muss die Wirtschaftlichkeit sein, die 
natürlich auch die Kommune dabei zu beachten 
hat. Das ist ganz wichtig! Wenn das überzogen 
ist, wird es nicht funktionieren oder ist untauglich. 
Aber ansonsten finden wir es richtig, dass es 
aufgenommen worden ist und bewährt sich auch 
in der Praxis. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank! Ich möchte mich 
recht herzlich bei der Expertin und den gelade-
nen Experten bedanken, bei den Gästen, bei den 
Kolleginnen und den Kollegen für die große 
Disziplin, sodass wir diesmal eine Anhörung in 
entspanntem Zeitablauf hatten und praktisch alle 
Fragen beantwortet werden konnten. Ich wün-
sche allen noch einen schönen Tag! 
 
 
Schluss der Sitzung: 11.35 Uhr  
 
 
 
 
 
 
Dr. Anton Hofreiter, MdB 
 
Vorsitzender 
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